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Gel etzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 45 Ausgegeben Danzig, den 25, Juni 1923 


Juhalt. Geſetz zur Aenderung des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung 
(S. 651). — Geſetz zur Aenderung der Deutſchen Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher in der für Danzig geltenden 
Faſſung (S 665). — Bekanntmachung des Textes des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes und der Deutſchen Gebühren⸗ 
ordnung für Gerichtsvollzieher (S. 668). 


212 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
zur Anderung des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig 8 Faſſung. 
Vom 12. 6. 1923. 


Artikel J. 
Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung (Reichsgeſetzbl. 1898 


S. 659, 1909 S. 475, 1910 S. 767, 1916 S. 1263, Danziger Geſetzbl. 1921 S. 313, 1922 S. 132, 


539 wird dahin geändert: 
1. Der 8 6 erhält folgende Faſſung: 

Gebühren und Auslagen, die bei Utta Behandlung der Sache nicht ehkännben wären, 
ſind niederzuſchlagen. Das gleiche gilt von Auslagen, die durch eine von Amts wegen veranlaßte 
Verlegung eines Termins oder Vertagung einer „ oder durch eine für begründet bes 
ſundene Beſchwerde entſtanden find. Für abweiſende Beſcheide ſowie im Falle der Zurücknahme 
eines Antrags kann Gebühren- und Auslagenſreiheit gewährt werden, wenn der Antrag auf ng 
anzurechnender Unkenntnis der Verhältniſſe oder auf Unwiſſenheit beruht. 

Über die Ausübung der im Abſ. 1 vorgeſehenen Beſugniſſe entſcheidet das Gericht. Solange 
nicht das Gericht entſchieden hat, können die gleichen Anordnungen im Verwaltungswege getroffen 
werden. Eine im Verwaltungswege getroffene Anordnung kann nur im Verwaltungswege geändert 
werden. ’ 

2. Der 8 7 erhält folgende Faſſung: 

Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 400 Mark. 

Pfennigbeträge ſind auf den nächſthöheren Markbetrag, Markbeträge, ſoweit ſie nicht durch 
zehn teilbar ſind, auf den nächſthöheren durch zehn teilbaren Matkbetrag abzurunden. 


3. Im 8 8 erhalten sie Abi. 2 und 3 folgende Faſſung: = 
Die volle Gebühr beträgt bei Gegenftänden im Werte: 
1. bis 6000 Markt einihliegih. . » 2... 2... a 400 Mark 
2. von mehr als 6000 M bis 12000 M einſchließlickchchchhh ee 800 Mark 
3. von mehr als 12000 M bis 20000 M einſchließlickchchchch eee 1200 Mark 


Die ferneren Wertklaſſen ſteigen bis zu 400000 Mark um je 10000 Mark und die Gebühren 
um je 400 Mark; darüber hinaus ſteigen die Wertklaſſen um je 20000 Mark und die Gebühren 
in den Klaſſen bis zu 1000 000 Mark um je 600 Mark und darüber hinaus um je 400 Mark. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. 7. 1923). 


Der 8 9a Abſ. 2 erhält een Faſſung: 


Bei Anſprüchen auf Erfüllung einer auf gesetzlicher Vorſchrift beruhenden Unterhaltspflicht 
wird der Wert des Rechtes auf die wiederkehrenden Leiſtungen, falls nicht der Geſamtbetrag 
der geforderten Leiſtungen geringer iſt, auf den Betrag des einjährigen Bezugs berechnet. Ferner 
tritt im Abſ. 3 an die Stelle des Wortes „einjährigen“ das Wort „halbjährigen“. 


. Im 8 10 treten an die Stelle der Zahlen „5000“, „200“ und „500000“ die Zahlen „100 000“, 
5„ 10 000“ und „20 000 000“. 
. Im $ 15 treten an die Stelle der Worte „Vorſchrift des $ 9a“ die Worte „Vorſchriften der 


88 9a, 11“. 


. Der $ 16 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 


Soweit eine Entſcheidung gemäß § 15 nicht ſtattfindet, ſetzt das ii den Wert 
durch Beſchluß feſt, falls dies eine Partei beantragt oder das Gericht für angemeſſen erachtet. 
Auf den Antrag findet $ 4 Abſ. 3 entſprechende Anwendung. Bei der Zwangsvollſtreckung tritt, 
wenn der Wert nicht ſchon feſtgeſetzt iſt, an die Stelle des Prozeßgerichts das Vollſtreckungsgericht. 
Die Feſtſetzung kann von dem Gerichte, das ſie getroffen hat, ſowie von dem Gerichte der höheren 
Inſtanz im Laufe des Verfahrens auch von Amts wegen geändert werden. 

Im Abſ. 2 tritt an die Stelle der Zahl „575“ die Zahl „576“. 


. Die SS 18 bis 22 werden durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


§ 18. 

Im Prozeßverfahren wird die volle Gebühr (§ 8) erhoben: 

1. für das Verfahren im allgemeinen (Prozeßgebühr); 

2. für die Anordnung einer Beweisaufnahme (Beweisgebühr); 

3. für ein auf Grund ſtreitiger Verhandlung ergehendes End- oder Zwiſchenurteil (Urteils- 

gebühr). 
8 19. 

Die Urteilsgebühr wird auch für Urteile erhoben, die in Eheſachen, in Rechtsſtreitigkeiten, 
welche die Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegenſtande 
haben, in den vor die Landgerichte gehörigen Entmündigungsſachen und in dem Verfahren über 
die gegen eine Todeserklärung erhobene Anfechtungsklage auf Grund nicht ſtreitiger Verhandlung 
ergehen, ſofern der Kläger verhandelt hat. 

§ 20. 

Die Zwiſchenurteile gemäß §s 135 und 387 der Zivilprozeßordnung gelten nicht als Urteile 

im Sinne des § 18 Nr. 8. 
§ 21. 5 8 

Wird ein Rechtsſtreit durch einen vor Gericht abgeſchloſſenen oder dem Gerichte mitgeteilten 

Vergleich erledigt, ſo fällt eine bereits entſtandene Beweisgebühr fort. 


. Die 8s 23 bis 27 fallen fort. 
Im 8 28 fällt der Satz 2 fort, 


Als Abſ. 2, 3 werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 

Iſt ein Urteil unter Vorbehalt der Entſcheidung über die Aufrechnung (Zivilprozeßordnung 
8 302), unter Vorbehalt der Geltendmachung von Verteidigungsmitteln (Zivilprozeßordnung 8 540) 
oder im Urkunden- oder Wechſelprozeß unter Vorbehalt der Rechte des Beklagten (Zivilprozeß 
ordnung 8 599) erlaſſen worden, jo wird durch die Gebühr für dieſe Entſcheidung eine weitere - 
Urteilsgebühr in derſelben Inſtanz nicht ausgeſchloſſen. 

Für Zwiſchenurteile gemäß § 71 der Zivilprozeßordnung wird die Urteilsgebühr beſonders 


erhoben. 


11. 


12. 


13. 
14. 


J rn hr ae 


Im 8 29 treten an die Stelle der Worte „kommen fünf Zehnteile der Gebühr ($$ 18 bis 24) zur 
Erhebung“ die Worte „wird die volle Gebühr ($ 8) erhoben“. 
Die SS 30, 31 werden durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
8 30. 

Wird ein Rechtsſtreit an ein anderes Gericht verwieſen, ſo bildet das weitere Berfahren vor 
dem anderen Gerichte mit dem bisherigen Verfahren im Sinne des $ 28 Abſ. 1 eine Inſtanz. 

Wird eine Sache zur anderweitigen Verhandlung an das Gericht der unteren Inſtanz zurück⸗ 
verwieſen, ſo bildet das weitere Verfahren mit dem früheren Verfahren vor dieſem Gericht im 
Sinne des § 28 Abſ. 1 eine Inſtanz. 
Die §s 32 und 33 fallen fort. 
Die ss 34 bis 39 werden durch ne Vorſchriften erjegt: 


9 34. 


In der Berufungsinſtanz erhöhen ſich die im $ 18 beſtimmten Gebühren um die Hälfte, 
beim Obergericht auf das Doppelte. 9 85 


Die Prozeßgebühr wird nicht erhoben, wenn die Klage vor Beſtimmung des Termins zur 
mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird. 
Sie ermäßigt ſich auf ein Viertel der Gebühr, wenn die Klage nach dieſem Zeitpunkt, jedoch 
vor der mündlichen 5 zurückgenommen wird. 
$ 36. 
Wird die a durch Beſchluß als unzuläſſig verworfen, jo ermäßigt ſich die Prozeß 
gebühr für die Berufungsinſtanz auf die Hälfte der im $ 8 beſtimmten Gebühr. Das gleiche gilt, 


wenn die Berufung vor Ablauf der gemäß $ 520 Abſ. 3 der 9 beſtimmten Friſt 
zurückgenommen wird. 8 37. 


Für das Mahnverfahren wird die Hälfte der Gebühr (5 8) erhoben 5 

Wird im Falle der Erhebung des Widerſpruchs die Beſtimmung eines Termins zur münd⸗ 
lichen Verhandlung beantragt oder gegen einen Vollſtreckungsbefehl Einſpruch eingelegt, ſo wird 
die Prozeßgebühr ($ 18 Nr. 1) nur zur Hälfte erhoben. Das gleiche gilt, wenn in einem im 
Urfunden oder Wechſelmahnverfahren ergangenen Bollſtreckungsbefehle dem Beklagten die Aus— 
führung feiner Rechte vorbehalten war. Wird der Antrag. oder der Einſpruch vor Beſtimmung 
des Termins zurückgenommen, ſo wird die Prozeßgebühr nicht erhoben. 


§ 38. 

Die Hälfte der Gebühr (§ 8) wird erhoben für das Verfahren über Anträge auf Anordnung 
eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung. Die Gebühr erhöht ſich auf die volle Gebühr, 
wenn durch Urteil entſchieden wird (Zivilprozeßordnung $ 922 Abſ. 1, §§ 925, 936). 

Die im Abſ. 1 beſtimmten Gebühren werden auch erhoben für das Verfahren über Anträge 
auf Abänderung oder Aufhebung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung gemäß $ 926 
Abj. 2, Ss 927, 936 der Zivilprozeßordnung. 

Im Falle des § 942. der Zivilprozeßordnung gilt das Verfahren vor dem Amtsgericht und 
dem Gerichte der Hauptſache als ein Rechtsſtreit. 

In der Beruſungsinſtanz erhöhen fi die Gebühren um die Hälfte. 

8 39. 
Die Hälfte der Gebühr ($ 8) wird erhoben: 
1. für das Verfahren über Anträge auf Sicherung des Beweiſes, 
2. für das Verfahren über Anträge auf Entmündigung oder auf Wiederaufhebung 8 
Entmündigung, ſoweit die Amtsgerichte zuständig find, 


15. 
16. 


1 
18. 


1 für das Vertellmnzsverfahren, i 
4. für das Verfahren der Zwangsvollſtreckung zur K von Handlungen und Unter⸗ 
laſſungen gemäß $$ 887, 888, 890 der Zivilprozeßordnung, 

5. für das Verfahren über Anträge auf Abnahme des Offenbarungseides einſchließlich der 
Anträge auf Erzwingung der Eidesleiſtung, 

6. für das Aufgebotsverfahren ſowie für das Verfahren über Anträge auf Anordnung der 
Zahlungsſperre gemäß § 1020 der Zivilprozeßordnung, 

7. für das Berfahren bei Ernennung oder Ablehnung eines Schiedsrichters, bei Erlöſchen 
eines Schiedsvertrags oder bei Anordnung der von den e für erforderlich 
erachteten richterlichen Handlungen. 

§ 39 a. 
Ein Viertel der Gebühr ($ 8) wird erhoben 

1. für das Verfahren über Anträge auf vorläufige Einſtellung, Beſchränkung oder Auf— 
hebung der Zwangsvollſtreckung gemäß SS 707, 719, 769, 771 Abſ. 3, 8s 785, 786, 
805 Abſ. 4, § 810 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung, 5 

2. für das Verfahren über Anträge auf gerichtliche Handlungen der Zwangsvollſtreckung 
gemäß $$ 791, 822, 823, 825, 829 Abf. 1, 88 835, 839, 844, 846 bis 848, 857, 858, 
885 Abſ. 4, 88 886, 930 Abſ. 3, § 934 der Zivilprozeßordnung. 

§ 39 b. 
Jedes Verfahren der in den SS 38, 39, 39 a bezeichneten Art gilt für die Gebührenerhebung 
als beſonderer Rechtsſtreit. 
Betreffen jedoch mehrere Verfahren der im $ 39a Nr. 2 bezeichneten Art denſelben Anſpruch 
und denſelben Gegenſtand, ſo wird die Gebühr nur einmal erhoben. 
8 39 c. \ 
Für das Sühneverfahren gemäß § 510c der Zivilprozeßordnung wird eine Gebühr nicht 


erhoben. Wird in dem Sühnetermin ein Vergleich aufgenommen, fo wird hierfür ein Viertel der 


Gebühr ($ 8) erhoben. Überſteigt der Streitwert nicht 12000 Mark, jo bleibt der Vergleich ge⸗ 
bühreufrei. = 
Wird in einem Rechtsſtrelt ein Vergleich vor dem Gericht abgeſchloſſen, ſo gelangt die im 


Abſ. 1 Satz 2 beſtimmte Gebühr zur Erhebung, inſoweit der Wert des Vergleichsgegenſtandes den 


Wert des Streitgegenſtandes überſteigt. 
Die 88 41 bis 44 fallen fort. 
Der 8 45 erhält folgende Faſſung: 

Für das Verfahren über Beſchwerden gemäß § 71 Abſ. 2, § 99 Abſ. 3 der Aiviiprogef 
ordnung wird die volle Gebühr ($ 8) erhoben. Das gleiche gilt für Beſchwerden über die Zurüd- 
weiſung eines Antrags auf Anordnung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung. 

Im übrigen wird für das Verfahren in der Beſchwerdeinſtanz die im Abſ. 1 beſtimmte Ge⸗ 
bühr nur erhoben, ſoweit die Beſchwerde als unzuläſſig denen oder zurückgewieſen wird. 

Die §§ 46 und 47 fallen fort. 
Der durch das Geſetz vom 30. Mai 1922 Geſetzbl. S. 132) aufgehobene § 48 wird in folgender 
Faſſung wiederhergeſtellt: 

Iſt außer dem Falle des § 335 der Zivilprozeßordnung durch Verſchulden einer Partei die 
Vertagung einer mündlichen Verhandlung oder die Anberaumung eines neuen Termins zur münd⸗ 
lichen Verhandlung veranlaßt, oder iſt durch nachträgliches Vorbringen von Angriffs- oder 
Verteidigungsmitteln, Beweismitteln oder Beweiseinreden, welches zeitiger erfolgen konnte, die 
Erledigung des Rechtsſtreits verzögert worden, ſo kann das Gericht der Partei von Amts wegen 
eine beſondere Gebühr in Höhe der vollen Gebühr (8 8) auferlegen. Die Gebühr kann bis zu 
einem Viertel ermäßigt werden. ; 


21. 


22. 
23. 


27. 


Gegen den Beschluß findet Beschwerde nach Maßgabe d des 3 5 567 J 2 Ei der ss 568-575 
der Zivilprozeßordnung ſowie des $ 4 Abſ. 3 w Geſetzes ſtatt. 
Der $ 49 fällt fort. 


. Der 8 51 wird durch folgende Vorſchriten erſetzt: 


8 51. 

Für das Verfahren über den Antrag auf Kannung des Konkurſes wird die Hälfte der 
Gebühr ($ 8) erhoben. 

8 51 K. 

Für die Durchführung des Konkursverfahrens wird die dreifache Gebühr (8 8) erhoben. 

Sie ermäßigt ſich auf die einfache Gebühr, wenn das Verfahren vor dem Ablauf der 
Anmeldefriſt, und auf die zweifache Gebühr, wenn das Verfahren nach dieſem Zeitpunkt gemäß 
SS 202, 204 der Konkursordnung eingeſtellt wird. 

Iſt das Verfahren auf Antrag des Gemeinſchuldners eröffnet worden, jo kommt die im $ 51 
beſtimmte Gebühr zur Anrechnung. 

Im 8 52 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „im § 51 beſtimmte Gebühr wird“ die Worte 
„in den $$ 51, 51 a beſtimmten Gebühren werden“ und an die Stelle der Worte „Gebühren des 
Konkursgerichts“ die Worte „gerichtlichen Koſten des gemeinſchaftlichen Verfahrens und der Gebühren“. 

Ferner wird als § 52 Abſ. 4 folgende Vorſchrift eingeſtellt:“ 

Iſt der Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens von einem Gläubiger geſtellt, ſo wird 
die im $ 51 beſtimmte Gebühr nach dem Betrage ſeiner Forderung, ſofern jedoch der Betrag der 
Aktivmaſſe geringer iſt, nach dieſem erhoben. 8 
Der 8 53 fällt fort. 

Der 8 54 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Für die Anberaumung eines beſonderen Prüfungstermins (Konkursordnung 8 142) wird nach 
dem Betrage der einzelnen Forderungen, zu deren Prüfung der Termin beſtimmt iſt, die halbe 
Gebühr ($ 8) erhoben. 


Der 8 56 erhält folgende Faſſung: 


Für das Verfahren zur Abnahme des Offenbarungseides gemäß § 125 der Konkursordnung, 
einſchließlich des Verfahrens über Anträge auf Erzwingung der Eidesleiſtung (Bivilprogeßorbnung 
§ 901), werden beſondere Gebühren nicht erhoben. 


.Der 8 57 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Für das Verfahren in der Beſchwerdeinſtanz gilt, wenn fi) die Beſchwerde gegen den DBe- 
ſchluß über Eröffnung des Konkursverfahrens (Konkursordnung § 109) richtet, § 45 Abſ. 1, im 
übrigen § 45 Abſ. 2 entſprechend. 


. 5 58 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Auf die Wiederaufnahme des Konkursverfahrens (Konkursordnung 8 198) finden die Vor⸗ 
ſchriften der 88 51 bis 57 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß für die Durchführung 
des wiederaufgenommenen Verfahrens die volle Gebühr ($ 8) erhoben wird. 

Ferner wird im Abſ. 2 an Stelle des § 35 der 8 39 a angeführt. 

Im 8 59 werden die Abſ. 2, 3 durch folgende Vorſchrift ft erſetzt: 

Dit auf Geldſtrafe und für den Fall, daß fie nicht beigetrieben werden kann, auf Freiheits- 
ſtrafe erkannt, ſo beſtimmt ſich die Gebühr nach der Höhe der erſteren. Iſt in Anwendung des 
$ 5 des Geſetzes zur Erweiterung des Anwendungsgebiets der Geldſtrafe und zur Einſchränkung 
der kurzen Freiheitsſtrafen vom 7. Juli 1922 (Danziger Geſetzbl. S. 175) in der Faſſung des 
Geſetzes vom 14. März 1923 (Geſetzbl. S. 349) auf Geldſtraſe an Stelle der verwirkten Freiheits⸗ 
ſtrafe erkannt, jo beſtimmt ſich die Gebühr nach der Geldftrafe. 

Iſt neben einer Freiheitsſtrafe auf Geldſtrafe erkannt, ſo wird die Gebühr von jeder Se 
beſonders berechnet. a 
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Iſt auf Einziehung, Verfallserklärung oder Unbrauchbarmachung erkannt, jo iſt der Wert der 
Gegenſtände, auf die ſich die Entſcheidung bezieht, im Sinne dieſer Vorſchrift als Geldſtrafe an- 
zuſehen. Beſteht der Gegenſtand nicht in einem Geldbetrage, ſo ſetzt das Gericht den Wert feſt. 

28. Die $$ 62 bis 68 werden durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


8 62. 
Für das Verfahren in erſter Inſtanz werden erhoben 

. im Falle einer Freiheitsſtrafe bis zu einer Woche einſchließlii˖ hy... 500 Mark, 
Ber. von mehr als einer Woche bis zu einem Monat einfhließlih -. h 1300 „ 
5 von mehr als einem Monat bis zu ſechs Monaten einſchließlitghah hh 3000 „ 
. von mehr als ſechs Monaten bis zu einem Jahre einſchließlich ... 7 500 „ 

N von mehr als einem Jahre bis zu zwei Jahren einſchließlihicgh h 15 000 „ 
Be von mehr als zwei Jahren bis zu fünf Jahren einſchließlich he. 30 000 „ 
. im Falle einer ſchwereren Straeee nn. Te a 50 000 


Iſt auf eine Geldftrafe erkannt, jo werden 20 vom Hundert des Betrags der erkannten 
Strafe erhoben. 


Iſt auf Verweis erkannt oder iſt der zur Koſtentragung verurteilte Beſchuldigte für ſtraffrei 


Er | erklärt, jo beträgt die Gebühr 500 M, und iſt ausſchließlich auf Verluſt der bürgerlichen Ehren- 

3 rechte überhaupt oder einzelner bürgerlicher Ehrenrechte erkannt, ſo beträgt die Gebühr 15000 M. 

n § 63. 

& Ign dem Verfahren, bei amtsrichterlichen Strafbefehlen wird die Hälfte der Sätze des $ 62 
3 erhoben. 

. Hat gemäß § 451 Abſ. 1 der Strafprozeßordnung eine Hauptverhandlung ſtattgefunden oder 
. 5 wird der gegen den Strafbefehl erhobene Einſpruch wegen Ausbleibens des Angeklagten in der 
= Hauptverhandlung durch Urteil verworfen (Strafprozekordnung § 452) jo erhöht ſich die Gebühr 
. auf die vollen Sätze des § 62. 9 6¹ 

1 Im sn des 8 211 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung wird die Hälfte der Sätze des 8 62 erhoben. 

8 8 68. 

et, Die Süte des R 62 werden für die Berufungsinſtanz ſowie für die Reviſionsinſtanz erhoben, 
Die. wenn in der Inſtanz eine Hauptverhandlung ſtattgefunden hat. 

FE. Wird das Rechtsmittel bor Beginn der Hauptverhandlung zurückgenommen, oder durch Be— 


* ſchluß verworfen (Strafprozeßordnung SS 360, 363, 386, 389), jo wird ein Viertel der Gebühr 

. erhoben. 

. Wird das Rechtsmittel nach Beginn der Hauptverhandlung zurückgenommen, oder wird die 

, Berufung wegen Ausbleibens des Angeklagten in der Hauptverhandlung verworfen (Straf 

* prozeßordnung $ 370), fo wird die Hälfte der Gebühr erhoben. 

Be. 8 66. 

E Wird ein Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens als unzuläffig oder unbegründet ver- 

A worfen oder abgelehnt, jo wird die Hälfte der in § 62 beſtimmten Gebühr erhoben. 

er Wird die Wiederaufnahme des Verfahrens angeordnet (Strafprozeßordnung $ 410), ſo wird, 

2 wenn das frühere Urteil aufrechterhalten wird, die volle im 862 beſtimmte Gebühr erhoben. Führt 
die Wiederaufnahme zu einer Aufhebung des früheren Urteils, ſo gilt für die Gebührenerhebung 


TE das neue lie mit dem früheren Verfahren zuſammen als eine Inſtanz. 
2 = 29. Im 8 69 Abſ. 1 werden die Zahl „50“ durch die Zahl „1500“, die Zahl „150“ durch die Zahl 


} „3000“ und die Zahl „300“ durch die Zahl „5000“ erſetzt. 
. Ferner wird an Stelle des Ab. 4 als $ 69 a folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
Wird das Verfahren nach Eröffnung des Hauptverfahrens infolge Zurücknahme des Antrags, 
durch den es bedingt war, eingeſtellt, jo wird die im § 69 Abſ. 1 beſtimmte Gebühr erhoben, 


* 


EEE 


31. 


33. 


Das Gericht kann ſie bis zu einem Viertel ermäßigen oder beſchließen, daß von der Erhebung einer 
Gebühr abgeſehen werde. 


Die 8s 70 bis 72 werden durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


5 8 70. 

Für das Verfahren auf erhobene Privatklage gelten, ſofern der Beſchuldigte zu einer Strafe 
verurteilt wird, unbeſchadet der Vorſchriften des 8 71 Abſ. 2 und des § 72 b die 88 59 bis 62, 
65, 66. 

8 

Wird in dem Verfahren auf erhobene Privatklage der Beſchuldigte freigeſprochen oder für 
ſtraffrei erklärt, ſo wird für das Verfahren in jeder Inſtanz eine Gebühr von 5000 Mark erhoben. 

Die im Abf. 1 beſtimmte Gebühr kommt für die Berufungsinſtanz ſowie für die Reviſions⸗ 
inſtanz auch dann zur Erhebung, wenn das von dem Privatkläger eingelegte Rechtsmittel auf 


Grund einer Hauptverhandlung verworfen wird. Wird das Rechtsmittel vor Beginn der Haupt- 


verhandlung zurückgenommen oder durch Beſchluß verworfen (Strafprozeßordnung 88 360, 363, 
386, 389, 424), ſo wird eine Gebühr von 1250 Mark erhoben. Wird das Rechtsmittel nach Beginn 
der Hauptverhandlung zurückgenommen oder die Berufung gemäß § 431 Abſ. 8 der Straſprozeß⸗ 
ordnung verworfen, ſo wird eine Gebühr von 2500 Mark erhoben. g 


8 72. N . 
Wird die Privatklage zurückgewieſen oder erledigt ſich das Verfahren vor Beginn der Haupt— 


verhandlung durch Zurücknahme der Klage oder Einſtellung, ſo wird eine Gebühr von 1250 Mark 


erhoben. Tritt die Erledigung erſt nach Beginn der Hauptverhandlung ein, ſo beträgt die Gebühr 
2500 Mark. ; 

Tritt die Erledigung in der Berufungs- oder Reviſionsinſtanz ein, fo kommen für dieſe 
Inſtanz die im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr und für jede der voraufgegangenen Inſtanzen eine Gebühr 
von 2500 Mark zur Erhebung. 

$ 72 a. 

Die in den §s 71, 72 beſtimmten Gebühren werden für das Verfahren auf erhobene Wider⸗ 
klage nur erhoben, wenn es nach Zurücknahme der Privatklage oder Einſtellung des Verfahrens 
über die Privatklage ſelbſtändig fortgeſetzt wird. Das gleiche gilt, wenn ausſchließlich gegen die 
auf die Widerklage ergangene Entſcheidung von dem Widerkläger Berufung oder Reviſion eingelegt it. 


§ 72 b. 


Wird die Wiederaufnahme eines Privatklageverfahrens von dem Privatkläger beantragt, ſo wird, 
wenn der Antrag als unzuläſſig oder unbegründet verworfen wird, eine Gebühr von 2500 Mark erhoben. 
Wird die Wiederaufnahme des Verfahrens auf Antrag des Privatklägers angeordnet, ſo findet, 
ſofern auf eine höhere Strafe erkannt wird, die Vorſchrift des 8 66 Abſ. 2 Satz 2 Anwendung, 
andernfalls wird eine Gebühr von 5000 Mark erhoben. ; 
Der 8 73 erhält folgende Faſſung: 8 
Sind in einem Privatklageverfahren mehrere Perſonen als Beſchuldigte beteiligt, ſo werden 
hinſichtlich einer jeden die in den 8s 71 bis 72 b beſtimmten Gebühren beſonders, jedoch für jede 
Inſtanz höchſtens der dreifache Betrag der im § 71 Abſ. 1 beſtimmten Gebühr erhoben. 
Als § 73 a wird der Abſ. 4 des bisherigen $ 70 eingeſtellt. 
Der 5 74 erhält folgende Faſſung: 
Werden dem Nebenkläger Koſten auferlegt, fo find die Sätze zu erheben, welche nach Maß⸗ 
gabe der SS 71, 72, 72 b, 73 zu erheben fein würden, wenn er als Privatkläger das Rechtsmittel 
eingelegt oder die Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt hätte. 


Im 8 75 tritt an die Stelle der Zahl „15“ die Zahl „5000“. 
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35. Als 8 7 Mon 12 fülgenbe Vorſchrift eingeftellt: | 
Die in den §§ 71 bis 72 b, 75 beſtimmten Gebühren Ann das Gericht bis auf 100 Mark 
herabſetzen oder bis auf das Zwanzigfache erhöhen. 
36. Die $$ 76, 77 fallen fort. An ihre Stelle tritt folgende Vorſchrift: 
a § 76. 
Für die Zurückweiſung einer Beſchwerde wird, ſof ern ſie ſich gegen eine Entſcheidung der im 
866 Abf. 1 oder im § 72 b Abf. 1 bezeichneten Art richtet, die dort beſtimmte Gebühr, im übrigen 
eine Gebühr von 500 Mark erhoben. 


Die Gebühr wird von dem Beſchuldigten nur erhoben, wenn er rechtskräftig zu einer Strafe 
verurteilt iſt. 3 


37. Der $ 78 erhält folgende Faſſung: 

Für das Verfahren zur Vollſtreckung einer über eine Vermögensſtrafe, eine Buße oder über 
Erſtattung von Koſten ergangenen Entſcheidung (Straſprozeßordnung $$ 495, 496) werden Gebühren 
nach Maßgabe der Vorſchriften des zweiten Abſchnitts beſonders erhoben. 

38. Als § 79 Abſ. 1 bis 3 werden die Vorſchriften des Abſ. 1 Nr. 1 und des Abſ. 2 des bisherigen 
§ 79 in folgender Faſſung eingeſtellt: 

Schreibgebühren werden für ſolche Ausfertigungen und Abſchriften erhoben, die nur auf 

Antrag erteilt werden oder die angefertigt werden, weil die Partei es unterläßt, einem von Amts 
wegen zuzuſtellenden Schriſtſatz die erforderliche Zahl von Abſchriften beizufügen, ſowie für Aus⸗ 
fertigungen und Abſchriften aller Art in den Fällen der perſönlichen oder ſächlichen Gebührenfreiheit. 

Die Schreibgebühren bleiben jedoch außer Anſatz bei Erteilung von 
„1. Ausfertigungen von Urteilen, die unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Entſcheidungs⸗ 

gründe erfolgen, ſowie ſolchen, die gemäß § 317 Abſ. 4 der Zivilprozeßordnung unter 

Benutzung einer dem Gerichte vorgelegten beglaubigten Abſchrift der Klage oder des Zahlungs- 

befehls gefertigt werden. 
2. Ausfertigungen vor Gericht abgeſchloſſener Vergleiche. 

Der Abſ. 2 kommt bei Erteilung einer zweiten oder weiteren von derſelben Partei beantragten 
Ausfertigung oder Abſchrift nicht zur Anwendung. 

39. Der 8 80 wird dem neuen 970 als Abſ. 4 mit der Maßgabe angefügt, daß das Wort „mindeſtens“ 
f fortfällt und die Worte „zwei Mark“ durch die Worte „zweihundert Mark“ erſetzt werden. 
40. Als 8 80 wird der Reſt des bisherigen § 79 mit folgenden Maßgaben eingeſtellt: 
hinter den Eingangsworten „an baren Auslagen werden“ wird das Wort „ſerner“ eingefügt; 
die Nr. 1 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
1. Poſtgebühren 
a) für die auf Antrag erfolgende Überſendung von e nud Abſchriften, 
b) für Ladungen von Zeugen und Sachverſtändigen; 
der Nr. 5 werden die Worte „ſowie die Koſten für die Bereitſtellung von Geſchäftsräumen“ angefügt. 
41. Im 8 80 a werden hinter dem Worte „werden“ die Worte „unbeſchadet der Vorſchrift im § 80 
Nr. 1 b“ eingeſtellt. 

Ferner wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift eingeftellt:, f 

Wird ein Zeuge oder Sachverſtändiger ohne Inanſpruchnahme der Poſt geladen, ſo wird als 
Auslagen der Betrag der Poſtgebühreu erhoben, der entſtanden ſein würde, wenn durch die Poſt 
zugeſtellt worden wäre. ü 

42. Der ſechſte Abſchnitt erhält folgende Faſſung: 
Koſtenzahlung und Koſtenvorſchuß. 
$ 81. 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und im Konkursverfahren wird die Gebühr mit Stellung 
des Antrags fällig, durch den das Verfahren bedingt iſt, ſoweit die Gebühr eine Entſcheidung oder 
ſonſtige gerichtliche Handlung vorausſetzt, wird ſie mit dieſer fällig. 


3 A vr er 
Der Termin zur mündlichen Verhandlung ſoll auf Grund der Klage erſt nach Zahlung der 
erforderten Prozeßgebühr beſtimmt werden. Das gleiche gilt im Mahnverfahren bei dem Antrag 
des Gläubigers auf Beſtimmung eines Termins zur mündlichen Verhandlung nach Erhebung des 
Widerſpruchs oder nach Erlaß eines Vollſtreckungsbefehls unter Vorbehalt der Ausführung der 
Rechte des Beklagten. Im Falle der Erweiterung des Klageantrags ſoll vor Zahlung der erforderten 
3 a Prozeßgebühr keine gerichtliche Handlung vorgenommen werden. Iſt im Falle der Erhebung einer 
Widerklage für dieſe gemäß $ 11 eine beſondere Gebühr zu erheben, fo ſoll vor Zahlung der für 
die Widerklage zu erhebenden Prozeßgebühr über die Widerklage nicht verhandelt werden. 

Der Zahlungsbefehl ſoll erſt nach Zahlung der im § 37 Abſ. 1 beſtimmten Gebühr erlaſſen 
werden. 

Die Vorſchriften der Abſ. 2, 3 finden keine Anwendung, ſoweit dem Kläger oder Antragſteller 
das Armenrecht bewilligt iſt oder wenn ihm Gebührenfreiheit zuſteht, ferner wenn der zum Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beſtellte Rechtsanwalt bei Einreichung der Klage (des Zahlungsbefehls) erklärt, daß 
er einen zur Deckung der Prozeßgebühr (Mahngebühr) ausreichenden Betrag hinter ſich habe. Das 
gleiche gilt, wenn glaubhaft gemacht wird, daß eine Verzögerung dem Kläger oder Antragſteller 
5 einen nicht oder nur ſchwer zu erſetzenden Schaden bringen würde. 

* 8 82. f 

8 Im übrigen werden die Gebühren ſowie die Auslagen fällig, ſobald eine unbedingte Ent⸗ 
ſcheidung über die Koſten ergangen iſt oder das Verfahren oder die Inſtanz durch Vergleich, 
Zurücknahme oder anderweitige Erledigung beendigt iſt. 

In Strafſachen werden die Gebühren und Auslagen, die dem verurteilten Beſchuldigten zur 
Laſt fallen, erſt mit der Rechtskraft des Urteils fällig. 

8 83. 5 f 8 

Die Schreibgebühren ſowie die Poſtgebühren für die auf Antrag erfolgende Überſendung 
von Ausfertigungen und Abſchriften werden ſofort nach Aushändigung oder Abſendung der Schrift⸗ 
ſtücke fällig. g ; 

Die Anfertigung kann von der vorherigen Zahlung eines die Koſten deckenden Betrags 
abhängig gemacht werden. 9 81 N 


In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten iſt Schuldner der Gebühren und Auslagen derjenige, der 
das Verfahren der Inſtanz beantragt hat. 5 


Im Konkursverfahren iſt Schuldner der in den SS 51, 58 Abſ. 2 beſtimmten Gebühren, 
ſowie im Falle der Abweiſung oder Zurücknahme des Antrags auf Eröffnung oder Wiederaufnahme 
des Verfahrens auch der in dem Verfahren entſtandenen Auslagen der Antragſteller, im übrigen 
der Gemeinſchuldner. 9 86 


Schuldner der Gebühren und Auslagen iſt ferner derjenige, dem durch eine unbedingte 
gerichtliche Entſcheidung die Koſten des Verfahrens auferlegt ſind oder der ſie durch eine vor dem 
Gericht abgegebene oder ihm mitgeteilte Erklärung übernommen hat. 


8 87. 

Schuldner der Schreibgebühren ſowie der Poſtgebühren für die auf Antrag erfolgende Über⸗ 
ſendung von Ausfertigungen und Abſchriften iſt der Antragftellet oder die Partei, die es unter⸗ 
Bae von Amts wegen zuzuſtellenden Schriftſatz die erforderliche Zahl von Abſchriſten 

eizufügen. 2 
§ 88 


Die durch gerichtliche Entſcheidung begründete Verpflichtung zur Zahlung von Gebühren un 
Auslagen erliſcht, ſoweit die Entſcheidung aufgehoben oder abgeändert wird. 5 
Bereits gezahlte Beträge werden, ſoweit der Koſtenanſatz beſtehen bleibt, nicht zurückgezahlt. 
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8 89. 


Mehrere Koſtenſchuldner haften als Geſamtſchuldner. 

Soweit einer Partei die Koſten durch gerichtliche Entſcheidung auferlegt oder von ihr durch 
eine vor dem Gericht abgegebene oder ihm mitgeteilte Erklärung übernommen ſind, ſoll die 
Haſtung der anderen Partei nur geltend gemacht werden, wenn eine Zwangsvollſtreckung in das 
bewegliche Vermögen der erſteren erfolglos geblieben iſt oder aten erſcheint. 

In Strafſachen hat der Privatkläger aber derjenige, der als Privatkläger oder Nebenkläger 
eine Berufung oder eine Reviſon einlegt oder eine Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt, 
einen Gebührenvorſchuß in Höhe der halben im § 71 Abſ. 1 beſtimmten Gebühr für die Inſtanz 
zu zahlen. Der $ 73 findet entſprechende Anwendung. Der Widerkläger iſt zur Zahlung. eines 
Gebührenvorſchuſſes nicht verpflichtet. 

Der gleiche Gebührenvorſchuß iſt im Falle des § 75 zu zahlen. 

Sofern nicht dem Privatkläger das Armenrecht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, 
ſoll auf Grund der erhobenen Privatklage vor Zahlung des Gebührenvorſchuſſes keine gerichtliche 
Handlung vorgenommen werden, es ſei denn, daß glaubhaft gemacht wird, daß die Verzögerung 
dem Privatkläger einen nicht oder nur ſchwer zu erſetzenden Nachteil bringen würde. 

89. 

Bei jedem Antrag auf Vornahme einer Handlung, mit der bare Auslagen verbunden find, 
hat der Antragſteller einen zu ihrer Deckung ausreichenden Vorſchuß zu zahlen. Das Gericht 
kann die Vornahme der Handlung von der vorherigen Zahlung des Vorſchuſſes abhängig machen. 

Dieſe Vorſchußpflicht beſteht in' Strafſachen nur für den Privatkläger, den Widerkläger ſowie 
für den Nebenkläger, der Berufung oder Reviſion eingelegt hat. 

8 92. 

Ausländer, die als Kläger auftreten, haben unbeſchadet der Verpflichtung zur Zahlung der 
Prozeßgebühr in erſter Inſtanz ſowie in der Berufungsinſtanz einen Vorſchuß in Höhe der doppelten 
Gebühr, in der Reviſionsinſtanz einen ſolchen in Höhe der einfachen Gebühr zu leiſten. 

9 8 Verpflichtung tritt nicht ein: 

1. wenn in dem Staate, dem der Kläger angehört, ein Danziger im gleichen Falle in bezug 
auf Vorauszahlung oder Sicherſtellung der Gerichtskoſten einem Inländer gleichgeſtellt iſt; 

. bei Klagen im Urkunden- und Wechſelprozeſſe; 

bei Widerklagen; 

bei Klagen, die infolge einer öffentlichen Aufforderung erhoben werden; 

bei Klagen aus Rechten, die im Grundbuch eingetragen ſind; 

wenn dem Kläger das Armenrecht bewilligt iſt. 

Die Verpflichtung beſteht auch dann, wenn im Laufe des Rechtsſtreits der Kläger die Eigen- 
ſchaft eines Danzigers verliert oder die Vorausſetzung, unter welcher der Kläger von der Ver— 
pflichtung befreit war, wegfällt. 

Unter den gleichen Vorausſetzungen hat ein Ausländer, der einen Arreſt oder eine einſtweilige 
Verfügung beantragt, der als Privatkläger auftritt oder als Nebenkläger Berufung oder Reviſion 
einlegt, den doppelten Gebührenvorſchuß (Ss 38, 90) zu zahlen. 

Vor Zahlung des gemäß Abſ. 1, 3, 4 zu erhebenden Vorſchuſſes ſoll der Ausländer zur Ver⸗ 
handlung nicht zugelaſſen werden, ſoſern nicht glaubhaft gemacht wird, daß die Verzögerung dem 
Ausländer einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen würde. 

5 $ 93. f 

Die Verpflichtung zur Zahlung der vorzuſchießenden Beträge bleibt beſtehen, auch wenn die 
Koſten des Verfahrens einem anderen auferlegt oder von einem anderen übernommen ſind. Die 
Vorſchrift des § 89 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 


D D d 


8 9. 


Beſteht eine Partei aus mehreren Perſonen, jo haften fie in Ermangelung einer gerichtlichen 
. Entſcheidung über die Koſtenverteilung als Geſamtſchuldner. 


8 95. 


Durch die SS 81 bis 94 wird eine nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes oder den 
Vorſchriften der Zivilprozeßordnung § 100 Abſ. 4, § 788, der Konkursordnung 88 57 bis 60, 142 
oder der Strafprozeßordnung § 498 Abſ. 2, $ 503 Abſ. 4, 8 504 begründete Verpflichtung zur 

- Zahlung entſtandener Gebühren und Auslagen nicht berührt. 
§ 96. 

Der Senat kann anordnen, daß die Entrichtung von Koſten durch Marken zu erfolgen hat. 

43. Im & 98 werden die Abſätze 1—3 geſtrichen und erhält Abſ 4 folgende Faſſung: 

Soweit Koſten des Verfahrens einem Beteiligten, welchem Gebührenfreiheit zuſteht, (§S 8, 118 
des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 — 
Geſetzbl. S. 392 —) auferlegt werden oder von einem ſolchen Beteiligten übernommen werden, 
ſind Gebühren überhaupt nicht zu erheben und erhobene zurückzuzahlen. 

44. Im 8 99 treten an die Stelle der Worte „vom Bundesrat“ die Worte „vom Senat“. 

45. Die S$ 100, 101 fallen fort. 

Artikel II. 

Die Zivilprozeßordnung wird dahin geändert: 

1. Im $ 233 Abſ. 1 werden hinter dem Worte „Reviſionsbegründungsfriſt“ die Worte „oder die ihr 
gemäß § 520 Abſ. 3, § 554 Abſ. 7 geſetzte Friſt“ eingefügt. 

Als § 520 Abſ. 3 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Sofern nicht dem Berufungskläger das Armenrecht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, 
hat der Vorſitzende gleichzeitig mit der Bekanntgabe des Termins zur mündlichen Verhandlung 
eine Friſt zu beſtimmen, innerhalb deren der Berufungskläger den Nachweis zu erbringen hat, daß 
er die für die Berufungsinſtanz von ihm erforderte Prozeßgebühr gezahlt hat. Die Friſt kann 
auf Antrag von dem Vorſitzenden, jedoch nicht über den zur mündlichen Verhandlung beſtimmten 
Termin hinaus, verlängert werden; eine Verlängerung der Friſt durch Vereinbarung der Parteien 
iſt unzuläſſig. Wird der Nachweis nicht bis zum Ablauf der Friſt erbracht, ſo wird die Berufung 
durch Beſchluß als unzuläſſig verworfen. Hat der Berufungskläger die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts vor Ablauf der Friſt beantragt, ſo wird der Lauf der Friſt bis zum Ablauf von zwei Wochen 
nach Zuſtellung des auf dieſes Geſuch ergehenden Beſchluſſes und, wenn vor Ablauf der Friſt gegen 
den Beſchluß Beſchwerde eingelegt wird, bis zur Zuſtellung des auf die Beſchwerde ergehenden 
Beſchluſſes gehemmt. 

3. Im 8 554 Abſ. 7 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „den für die Reviſionsinſtanz von ihm 
geforderten Gebührenvorſchuß ($ 81 des Gerichtskoſtengeſetzes)“ die Worte „die für die Reviſions⸗ 
inſtanz von ihm erforderte Prozeßgebühr“. 

Ferner treten im Satz 3 an die Stelle des Wortes „zur“ die Worte „zum Ablauf von zwei 
Wochen nach“. 
Artikel III. 


Die Strafprozeßordnung wird dahin geändert: 25 
1. Im 8 503 wird hinter dem Abs. 1 folgender Abſatz eingeſtellt: 9 
Das Gericht kann, wenn den Anträgen des Privatklägers nur zum Teil entſprochen iſt, die 2 
im Verfahren entſtandenen Auslagen ſowie die dem Privatkläger und dem Beſchuldigten * ä 
notwendigen Auslagen angemeſſen verteilen. 
Der bisherige Abſ. 3 fällt fort, 


vo 
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» Der Abſ 4 erhält folgende Faſſung: 

= Mehrere Privatkläger haften als Geſamtſchuldner. Das gleiche gilt hinſichtlich der Haftung 
* mehrerer Beſchuldigter für die dem Privatkläger erwachſenen notwendigen Auslagen. 
* Der Abf. 5 erhält folgende Faſſung: 

Bi. Die nach den Beſtimmungen dieſes Paragraphen zu erſtattenden Auslagen umfaſſen auch die 
* Entſchädigung für die durch notwendige Reiſen oder durch die notwendige Wahrnehmung von 


Terminen entſtandene Zeitverſäumnis; die für die Entſchädigung von Zeugen geltenden Vorſchriften 
3 finden entſprechende Anwendung. Hat ſich der Gegner der erſtattungspflichtigen Partei eines 
Be: Rechtsanwalts bedient, jo find die Gebühren und Auslagen des Anwalts inſoweit inbegriffen, als 
8 ſolche nach der Beſtimmung des $ 91 der Zivilprozeßordnung die unterliegende Partei der ob— 
ſiegenden zu erſtatten hat. 

e- Im 8 505 Abſ. 1 Satz 3 treten an die Stelle der * „die Koſten“ die Worte „die Gebühr 
Be ermäßigen und die entſtandenen Auslagen“. ö 


Artilel IV. | 
1 


bo 


* Im 8 14 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt, 
Be; vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 868) und im 8 11 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die privat 
3 rechtlichen Verhältniſſe der Flößerei, vom 15. Juni 1895 (Reichsgeſetzbl. S. 343) tritt an die Stelle des 
Wortes „dreißig“ das Wort „dreitauſend“. 
Artikel V. 


Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte (Reichsgeſetzbl. 1898 S. 692; 1909 S. 475; 1910 

S. 767; 1916 S. 1263; 1919 S. 2115; Danziger Geſetzbl. 1921 S. 313) wird dahin geändert: 
A. Im 8 20 treten an die Stelle der Worte „die im Gerichtskoſtengeſetz $ 26 Nr. 1 bis 8, 10 be— 
ve Gegenſtände betrifft“ die Worte „folgende Gegenſtände betrifft“: 
1. prozeßhindernde Einreden (Zivilprozeßordnung 8 274); 
2. die Unzuſtändigkeit des Gerichts, die Unzuläſſigkeit des Rechtswegs, den Mangel der Partei— ö 
fähigkeit, der Prozeßfähigkeit, der Legitimation eines geſetzlichen Vertreters oder der erforder— N 
lichen Ermächtigung zur Prozeßführung, ſofern ſie von Amts wegen berückſichtigt ſind | 
(Gerichtsverfaſſungsgeſetz $ 17 Abſ. 1, Zivilprozeßordnung 88 40, 56); 

3. die Entlaſſung des Beklagten aus dem Rechtsſtreit (Zivilprozeßordnung SS 75 bis 77) oder 

die Übernahme des Rechtsſtreits durch den Rechtsnachfolger (Zivilprozeßordnung § 266); 

4. die Aufnahme eines unterbrochenen oder ausgeſetzten Verfahrens (Zivilprozeßordnung 88 239 
bis 250); 
5. die Zuläſſigkeit der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, der Berufung, Reviſion oder der 
Wiederaufnahme des Verfahrens oder die Zurücknahme eines Rechtsmittels (Zivilprozeß⸗ f 
ordnung 58 238, 515 Abſ. 3, 88 535, 566, 589); | 
6. den Einſpruch (Zivilprozeßordnung 88 341, 345, 346, 700) ſowie die gegen ein Verſäumnis⸗ | 


urteil eingelegten Rechtsmittel (Zivilprozeßordnung $ 513 Abſ. 2, $ 566); 
7. die vorläufige Vollſtreckbarkeit eines Urteils; 
8. die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel, ſofern ſie im Wege der Klage beantragt oder an— 
gefochten wird (Zivilprozeßordnung 88 731, 738, 742, 744, 745 Abſ. 2, 88 749, 768), oder N 


Einwendungen gegen die Zwangsvollſtreckung, welche den Anſpruch ſelbſt betreffen, ſofern 
der § 767 Abſ. 2 oder 796 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung Anwendung findet, oder die 
Zulaſſung der Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil eines ausländiſchen Gerichts oder aus 
einem Schiedsſpruch (Zivilprozeßordnung §s 722, 1042); ö 
9. die Unzuläſſigkeit des ſchiedsrichterlichen Verfahrens oder die Aufhebung eines Schiedsſpruchs 
(Zivilprozeßordnung § 1046), 


B. Der $ 23 erhält fofgenbe Faſſung: 

Drei Zehnteile der in den 88 13 bis 17 beſtimmten Gebühren erhält der Rechtsanwalt, wenn 
ſeine Tätigkeit betrifft: 

1. die Zuläſſigkeit einer Nebenintervention (Zivilprozeßordnung § 71); 

2. die vorläufige Einſtellung, Beſchränkung oder Aufhebung einer Zwangsvollſtreckung (Zivil⸗ 
prozeßordnung §8 707, 719, 769, 771 Abſ. 3, Ss 785, 786, 805 Abſ. 4, $ 810 Abſ. 2); 

3. die Feſtſetzung der vom Gegner zu erſtattenden Prozeßkoſten oder die Abänderung der 
Koſtenfeſtſetzung (Zivilprozeßordnung § 107); 

4. die Beſtimmung einer Friſt zur Rückgabe und die Anordnung der Rückgabe einer Sicherheit 

in den Fällen des $ 109 Abſ. 1, 2 der Zivilprozeßordnung; 

die Prozeß⸗ oder Sachleitung, einſchließlich der Beſtimmung oder Anderung von Terminen 

und Friſten; 

die Bewilligung oder Entziehung des Armenrechts ſowie die Verpflichtung zur Nachzahlung 

von Koſten (Zivilprozeßordnung § 126); 

7. die Zuſtändigkeit der Kammern für Handelsſachen (Gerichtsverfaſſungsgeſetz 88 103 bis 106), 
die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts (Zivilprozeßordnung § 36), die Übernahme eines 
Entmündigungsverfahrens (Zivilprozeßordnung § 650 Abſ. 3, § 651 Abſ. 2), die Beſtimmung 

eines Gerichtsvollziehers (Zivilprozeßordnung § 827 Abſ. 1, $ 854 Abſ. 1) oder eines 

Sequeſters (Zivilprozeßordnung SS 848, 855); 

S. die Ablehnung eines Richters, eines Gerichtsſchreibers oder eines Sachverſtändigen (Zivil- 
prozeßordnung SS 42 bis 49, 406); 

9. die Verpflichtung eines Gerichtsſchreibers, geſetzlichen Vertreters, Rechtsanwalts oder anderen 
Bevollmächtigten ſowie eines Gerichtsvollziehers zur Tragung der durch ihr Verſchulden 
veranlaßten Koſten (Zivilprozeßordnung ($ 102); 

10. Erinnerungen gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß (Zivilprozeßordnung § 104 Abſ. 3); 

11. die Verpflichtung eines Rechtsanwalts zur Zurückgabe einer vom Gegner ihm mitgeteilten 
Urkunde (Zivilprozeßordnung $ 135); 

12. die Verpflichtung zur Abgabe eines Zeugniſſes oder Gutachtens (Zivilprozeßordnung §8 386 
bis 389, 408); 

13. die Zwangsmaßregeln gegen einen Zeugen oder Sachverſtändigen, ſowie die Verurteilung 
derſelben zu Koſten und Strafe (Zivilprozeßordnung $$ 380, 381, 390, 409); 

14. die Beſtellung eines Vertreters einer nicht prozeßfähigen oder unbekannten Partei, für ein 
von dem Eigentümer aufgegebenes Grundſtück oder für einen Erben, der die Erbſchaft noch 
nicht angenommen hat (Zivilprozeßordnung $8 57, 58, 494, 668, 679, 686, 779, 787); 

15. die Berichtigung eines Urteils oder ſeines Tatbeſtandes (Zivilprozeßordnung §s 319, 320); 

16. die Vollſtreckbarkeit der durch Rechtsmittelanträge nicht angefochtenen Teile eines Urteils 
(Zivilprozeßordnung $$ 534, 560); 

17. die Zulaſſung einer Zuſtellung oder eines Aktes der Zwangsvollſtreckung zur Nachtzeit oder 

x an einem Sonntag oder allgemeinen Feiertage (Zivilprozeßordnung $$ 188, 761); 

18. die Zwangsvollſtreckung. 

5 C. Der 8 24 erhält folgende Faſſung: 

Zwei Zehnteile der in den §s 13 bis 17 beſtimmten Gebühren erhält der Rechtsanwalt, 
wenn ſeine Tätigkeit Anträge oder Geſuche betrifft: 

1. auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel oder auf Zurücknahme der Vollſtreckungsklauſel, ſofern 

dieſe Anträge nicht im Wege der Klage geſtellt werden (Zivilprozeßordnung 8$ 724 bis 730, 

732, 738, 742, 744, 745 Abſ. 2, SS 749, 795, 796 Abſ. 1, $ 797 Abſ. 1, 3, § 929) oder 

auf Erteilung einer weiteren vollſtreckbaren Ausſertigung (GZivilprozeßordnung § 733); 


* 


D 


5 


Ei 664 a 
2. auf Anordnung der Rückgabe einer Sicherheit im Falle des § 715 der Zivilprozeßordnung 
ſowie auf Erteilung des Zeugniſſes der Rechtskraft oder auf Erteilung des Zeugniſſes, daß 
innerhalb der Notfriſt ein Rechtsmittelſchriftſatz nicht eingereicht ſei (Zivilprozeßordnung $ 706). 
Im 8 29 Abſ. 2 erhält die Nr. 6 folgende Faſſung: 

6. das Verfahren über die im § 23 Nr. 5 bis 17 bezeichneten Streitpunkte und Anträge. 
E: E. Im $ 30 Abſ. 1 erhält die Nr. 3 folgende Faſſung: 


* 3. die im § 23 Nr. 3, 4 bezeichneten Angelegenheiten. 

2 Im Abſ. 3 treten an die Stelle der Worte „Gerichtskoſtengeſetz § 38 Nr. 1)“ die Worte 
8 „E 23 Nr. 3)“ und an die Stelle der Worte „im ES ($ 38 Nr. 2)“ die 
* Worte „im § 23 Nr. 4% 

* Artikel VI. 

* Soweit in anderen Geſetzen auf Geſetze verwieſen iſt, die durch dieſes Geſetz geändert werden, 
. treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an ihre Stelle. 

4 Artitel VII. 

5 Zu den Koſtenanſätzen des durch Artikel I abgeänderten Gerichtskoſtengeſetzes wird ein Sonder— 
E zuſchlag von 20 vom Hundert erhoben. Die Beſtimmung des Artikels IV des Geſetzes vom 23. Dezember 
3 1921 — Geſetzbl. S. 313 — findet auf dieſe Koſtenanſätze keine Anwendung. 

* Im Falle einer weſentlichen Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe kann der Senat die 
. Gebühren und Schreibgebühren ſowie den Sonderzuſchlag anderweitig feſtſetzen. Die Verordnung des 
2 Senats iſt dem Volkstage vorzulegen. 

5 Artitel VIII. 

. Die Vorſchriften der Artikel I bis VI finden auf die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
5 anhängig gewordenen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten Anwendung, ſoweit nicht die Inſtanz vor dem 
* Tage des Inkrafttretens beendigt war. Das gleiche gilt von der Vorſchrift des § 4 der Zivilprozeß— 
. ordnung in der Faſſung des Geſetzes zur weiteren Entlaſtung der Gerichte vom 1. Dezember 1922 
Be, — Geſetzbl. S. 539 —. Die Vorſchrift im Artikel VI des letztgenannten Geſetzes bleibt jedoch unberührt. 
wu Die Vorſchriften der Artikel 1 bis VI finden ferner Anwendung auf die bei Inkrafttreten dieſes 


Geſetzes anhängigen Konkursverfahren ſowie auf diejenigen Strafſachen, in denen die über die Koſten 
ergehende Entſcheidung nach dieſem Zeitpunkt rechtskräftig geworden iſt. 

= Hinſichtlich der vor' dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes entfianbenen Auslagen bleiben jedoch die 
1 bisherigen Vorſchriften in Kraft. 

2 Soweit in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten die Beſtimmung des Termins zur mündlichen Ver- 
Be: handlung oder der Erlaß des Zahlungsbefehls erſt nach Zahlung der erforderten Gebühr erfolgen ſoll, 
* findet dieſes Geſetz auf die vor ſeinem Inkrafttreten anhängig gewordenen Sachen keine Anwendung. 
Dies gilt entſprechend hinſichtlich der Anwendung der SS 520 Abſ. 3, 554 Abſ. 7 der Zivilprozeßordnung. 


4 Inſoweit bleiben die bisherigen Vorſchriften in Kraft. 

3 Soweit auf Grund der bisherigen Vorſchriften Gebührenvorſchüſſe erfordert ſind, bleibt die 
* Zahlungspflicht beſtehen. Die erforderten Vorſchüſſe werden auf die fälligen Gebühren verrechnet. 

Re: Artitel IX. 

Be Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut des Gerichtskoſtengeſetzes, wie er ſich aus dieſem 
ex Geſetz ergibt, mit fortlaufender Nummernfolge im Geſetzblatt bekanntzumachen. 

3 Danzig, den 12. Juni 1923. 

. Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

4 Sahm. Dr. Frank. 


213 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 


* Anderung der Deulſchen Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher in der für Danzig 


geltenden Faſſung. Vom 6. 6. 1923. 


Artikel I. 
Die Deutſche Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher in der für Danzig geltenden Faſſung 


(Reichsgeſetzbl. 1898 S. 683, 1916 S. 1263, Staatsanzeiger 1920 S. 165, Danziger Geſetzbl. 1921 S. 313) 
wird dahin geändert: 


x, 


An die Stelle des § 2 Abſ. 1 treten folgende Vrfchriften: 

Die Gebühr © eine Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt Gd dr 8 175 für 
das an die Poſt gerichtete Erſuchen um Bewirkung einer Zuſtellung (Zivilprozeßordnung § 194) 
ſowie für die im Auftrag eines Anwalts an den Gegenanwalt bewirkte Zuſtellung beträgt 60 Mark. 

Stellt der Gerichtsvollzieher perſönlich ohne Inanſpruchnahme der Poſt zu, ſo erhöht ſich die 
Gebühr um den Betrag der Poſtgebühren, der entſtanden ſein würde, wenn durch die Poſt zugeſtellt 
worden wäre. 

Iſt mit der Zuſtellung eine Aufforderung gemäß § 840 der Zivilprozeßordnung oder bei der 
Ladung von Zeugen oder Sachverſtändigen das Darbieten einer Entſchädigung (Strafprozeßordnung 
S 219 Abſ. 2) verbunden, oder iſt dem Empfänger zugleich mit der Zuſtellung eine Urkunde vor- 
zulegen, ſo erhöht ſich die Gebühr um weitere 30 Mark. f 

Iſt die verſuchte perſönliche Zuſtellung ohne Erfolg geblieben, weil die Wohnung des 
Empfängers nicht zu ermitteln war, ſo erhält der Gerichtsvollzieher die Hälfte der Gebühr. 

Für die Beglaubigung eines ihm zum Zwecke der Zuſtellung übergebenen Schriftſtücks erhält 
der Gerichtsvollzieher außerdem eine Gebühr von 10 Mark für die Seite. Eine angefangene Seite 
wird als voll berechnet. 

Wird der Zuſtellungsauftrag vor ſeiner Erledigung zurügenommen,g fo erhält der Gerichts⸗ 
vollzieher, unbeſchadet der Gebühr für eine bereits vorgenommene Beglaubigung 20 Mark. 

Im 8 4 Abf. 1 erhält der Satzteil hinter dem Worte „Forderung“ folgende Faſſuug: 


bei einem Betrage bis zu 6000 Mark einſch l. 200 Mark, 
„ " " N 12 000 „* Nee 300 „1 
/ / TT 400 „ 


Hinter dem Abſ. 1 wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Die weiteren Wertklaſſen ſteigen bis zu 400000 Mark einſchließlich um je 10000 Mark und 
die Gebühren um je 60 Mark; darüber hinaus ſteigen die Wertklaſſen um je 20000 Mark und die Ge— 
bühren um je 80 Mark. 

In dem bisherigen Abſ. 2 tritt an die Stelle der Zahl „3“ die Zahl „2500“. — 

Der bisherige Abſatz 3 erhält folgende Faſſung: 

Nimmt die Pfändung mehr als eine Stunde in Anſpruch, jo erhöht ſich die Gebühr für jede 
n weitere Stunde um die Hälfte, jedoch höchſtens um je 1000 Mark. 


Im 8 5 fallen die Worte „und für die Pfändung bereits gepfändeter Sachen (Zivilprozeßordnung 


$ 826)“ fort. 
Hinter $ 5 werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 
8 da. 

Werden Pfandſtücke, die im Gewahrſam des Schuldners belaſſen find, zum Zwecke der Ver⸗ 
ſteigerung oder aus einem anderen Grunde aus dem Gewahrſam des Schuldners entfernt, ſo erhält der 
Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 400 Mark. 

Nimmt das Geſchäft mehr als eine Stunde in Anſpruch, jo erhöht ſich die Gebühr für jede 
angefangene weitere Stunde um den gleichen Betrag. 


eh 

Wird 8 r Bolftrekungsauftrag n ene ehe fi 555 Gerichtsvollzieher zwecks Vor⸗ 
nahme der in den SS 4, 5 bezeichneten Handlungen an Ort und Stelle begeben hat, ſo erhält er 
ein Viertel der Gebühr. 

Hat eine Vollſtreckungshandlung der in den SS 4, 5, Ha bezeichneten Art, nachdem ſich der 
Gerichtsvollzieher an Ort und Stelle begeben hat, infolge Zurücknahme des Auftrags, infolge 
Leiſtung an den Gerichtsvollzieher oder zufolge der Vorſchrift des § 775 der Zivilprozeßordnung 
oder weil im Falle des $ 5a die Pfandſtücke uicht mehr vorgefunden wurden, nicht ſtattgefunden, 
ſo erhält der Gerichtsvollzieher die Hälſte der Gebühr. Das gleiche gilt, wenn die Vollſtreckungs⸗ 
handlung deshalb unterblieben iſt, weil die. Wohnung des Schuldners oder des Dritten, bei dem 
die Vollſtreckungshandlung erfolgen ſollte, nicht zu ermitteln war, oder weil ſich der Dritte zur 
Herausgabe nicht bereit erklärt hat. 

Betreffen die in Abſ. 1, 2 bezeichneten Vorausſetzungen Teile der beizutreibenden Forderung, 
ſo ſind die Gebühren von jedem Teile beſonders zu berechnen. Es darf jedoch nicht mehr erhoben 
werden, als wenn die Gebühr von dem Geſamtbetrage der Forderung unter Zugrundelegung der 
höchſten zum Anſatz kommenden Gebühr erhoben würde. 

8 5 0. 

Für die Verſteigerung oder den Verkauf aus freier Hand von beweglichen Sachen, Früchten, 

die von dem Boden noch nicht getrennt ſind, * oder anderen Vermögensrechten erhält 


der Gerichtsvollzieher 


von dem Betrage des erzielten Erlöſes bis zu 5000 Mark... 10 vom Hundert, 
von dem Betrage über 5000 Mark bis zu 20000 Mark... .. 5 vom Hundert, 
von dem Betrage über 20000 Mark bis zu 100000 Mark .. . . 3 vom Hundert, 
von dem Betrage über 1090000 Mark bis zu 300000 Mark . 2 vom Hundert, 
von dem Betrage über 300 000 Marekeee 1 vom Hundert, 


jedoch nicht unter 200 Mark. 
Iſt ein zum Zuſchlag führendes Gebot nicht abgegeben, fo beträgt die Gebühr 200 Mark.“ 
Iſt die Verſteigerung oder der Verkauf, nachdem ſich der Gerichtsvollzieher an Ort und Stelle 
begeben hat, infolge Zurücknahme des Vollſtreckungsauftrags, auf Antrag des Gläubigers, infolge 
Leiſtung an den Gerichtsvollzieher oder zufolge der Vorſchrift des $ 775 der Zivilprozeßordnung 
oder, weil die Pfandſtücke nicht mehr vorhanden waren, unterblieben, ſo beträgt die Gebühr 200 Mark. 
Hat der Verſteigerungstermin auf Antrag des Gläubigers oder zufolge der Vorſchrift des 


= § 775 der Zivilprozeßordnung nicht ſtattgefunden, oder iſt der Verſteigerungstermin infolge 


St 


= 


ungenügender Gebote erfolglos geblieben, ſo erhält der een für die Anberaumung 
eines neuen Verſteigerungstermins eine Gebühr von 100 Mark. 

Im 8 6 Abſ. 1 tritt an die Stelle der Zahl „3“ die Zahl „400“. Ferner wird als Satz 2 folgende 
Vorſchrift eingeſtellt: 


„Die Gebühr wird auch dann erhoben, wenn der Schuldner an den zur Vornahme der 


Vollſtreckungshandlung erſchienenen Gerichtsvollzieher freiwillig leiſtet.“ 

Der Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Nimmt das Geſchäft mehr als eine Stunde in Anſpruch, ſo erhöht ſich die Gebühr für jede 
angefangene weitere Stunde um den gleichen Betrag. 

Im Abſ. 3 werden die Worte „jedoch nicht unter 2 Mark“ geſtrichen. 
Als § 6a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Die Vorſchriften des $ 6 finden auf die Wegnahme einer Perſon mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß die doppelten Gebührenſätze erhoben werden. 
Der 8 7 fällt fort. 
Im 8 8 Abſ. 1 tritt an die Stelle der Zahl „3“ die Zahl „400“. 


10. 


11. 
12. 


13. 


14. 


15. 


16. 


17. 


18. 
19. 


24. Juni 1920 (Staatsanz. S. 165) in der Faſſung des Geſetzes betr. Anderung der 8 ie: 


Als s 94 wird made Vorschrift eingeftellt: 

Wird der Vollſtreckungsauftrag zurückgenommen, ehe ſich 3 Gerichtsvollzieher Fre Vor⸗ 
nahme der in den 88 6, 6a, 8 bezeichneten Handlungen an Ort und Stelle begeben hat, ſo erhält 
er eine Gebühr von 100 Mark. 

Iſt die Vollſtreckungshandlung, nachdem ſich der Gerichtsvollzieher an Ort und Stelle begeben 
hat, infolge Zurücknahme des Auftrags, zufolge der Vorſchrift des $ 775 der Zivilprozeßordnung 
oder deshalb unterblieben, weil die Wohnung des Schuldners oder der Ort, an dem die Handlung 
nn war, nicht zu ermitteln war, jo erhält der Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 200 Mark. 
Im 8 9 Abf. 1 treten an die Stelle der Zahlen „15“ und „2“ die Zahlen „1000“ und „200“. 

Ferner tritt im Abſ. 2 an die Stelle der Zahl „5“ die Zahl „400“. 

Als Abf. 3 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Die Vorſchriften im § 5 b, Ab. 1, 2 gelten mit der Maßgabe entſprechend, daß im Falle 
des Abſ. 1 dieſer Vorſchrift eine Gebühr von 200 Mark und im Falle des Abſ. 2 eine Gebühr 
von 400 Mark erhoben wird. 

Der $ 10 fällt fort. 
Der 8 11 erhält folgende Faſſung: 

Leiſtet der Schuldner oder für ihn ein Dritter an den 5 eine Zahlung, ſo 
beträgt die Gebühr, muißeſchabet einer weiteren Gebühr gemäß § 5 b Abſ. 2, § 5e Abſ. 3 oder 
8 9 Abſ. 3 

1 Mark für jedes angefangene Hundert des Betrags bis zu 10000 Mark, jedoch nicht unter 
50 Mark, 

50 Pfennig für jedes angefangene Hundert des weiteren Betrags bis zu 100000 Mark, 

25 Pfennig für jedes angefangene Hundert des Mehrbetrags. 

Als § 12 a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Wird eine Zuſtellung oder eine Vollſtreckungshandlung auf Antrag zur Nachtzeit oder an 
einem Sonn- oder Feiertage vorgenommen oder verſucht, ſo wird die doppelte Gebühr erhoben. 
Im 8 13 erhält die Nr. 2 folgende Faſſung: 

2. die Poſt⸗, ankenker⸗ und Fernſprechgebühren ſowie die Roften für Poſtvordrucke. 

In der Nr. 5 werden hinter dem e „Behältniſſen“ die Worte eingefügt „ſowie zur 
Durchſuchung weiblicher Schuldner“. 

Ferner wird als Nr. 9 eingeſtellt: 

9. die für Auskünfte über die Wohnung von Beteiligten an polizeiliche Meldeſtellen zu 


zahlenden Beträge. 


Im 8 14 Abſ. 1 Nr. 1 treten an die Stelle der Worte „§ 2 Abſ. 2“ die Worte „§ 2 Abſ. 7% 

Ferner fällt der Abſ. 2 fort. 

Der $ 15 erhält folgende Faſſung: 

Den zu einer Vollſtreckungshandlung in Gemäßheit des § 759 der Zivilprozeßordnung zu⸗ 
gezogenen Zeugen iſt auf Verlangen eine angemeſſene Entſchädigung für Zeitverſäumnis zu zahlen. 
Im 8 17 Abf. 1 treten an die Stelle der Worte „von 10 Pfennig“ die Worte „in Höhe des 
doppelten Betrages des Einheitsſatzes des für die Freie Stadt Danzig geltenden Fernbahntarifs 
für das Kilometer in der dritten Wagenklaſſe. Zu dieſen Reiſekoſten erhält der Gerichtsvollzieher 
einen Zuſchlag von 25 vom Hundert, wenn er zur Ausführung der Dienſtreiſe die Kleinbahn be- 
nutzt hat und die Benutzung der Kleinbahn zweckdienlich war“. 

Im 8 20 tritt an die Stelle des Wortes „Poſtvorſchuß“ das Wort „Poſtnachnahme“. 
Die §s 24 und 25 fallen fort. Artikel II. 


Der Artikel V der Verordnung über Teuerungszuſchlage zu den Gerichtskoſten uſw. vom 


gerebe ufv. vom 23. Dezember 1921 (Gejegs!. S. 313) u fort. 


Artikel III. 
Zu den Gebühren der durch Artikel J abgeänderten Gebührenordnung wird ein Sonderzuſchlag 
von 20 vom Hundert erhoben. Die Beſtimmung des Artikels IV des Geſetzes vom 23. Dezember 1921 
(Geſetzbl. S. 313) findet auf dieſe Gebühren keine Anwendung. 
Im Falle einer weſentlichen Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe kann der Senat die Ge- 
bühren und Reiſekoſten der Gerichtsvollzieher ſowie den Sonderzuſchlag anderweitig feſtſetzen. Die Ver⸗ 
ordnung des Senats iſt dem Volkstage vorzulegen. 


Artikel IV. 

Soweit in anderen Geſetzen auf Vorſchriften der Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher ver- 
wieſen wird, die durch dieſes Geſetz geändert werden, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Ge- 
ſetzes an ihre Stelle. 

9558 Artikel V. 


Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut der Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher, wie er 
ſich aus dieſem Geſetz ergibt, unter fortlaufender Nummernfolge neu bekanntzumachen. 


Danzig, den 6. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Dauzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


214 Bekanntmachung 
des Textes des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes und der Deutſchen Gebührenordnung für 
2 i 192 
Gerichtsvollzieher in der nach den Geſetzen vom 16. n 1923 für Danzig geltenden Faſſung. 
3 Vom 14. 6. 1923. 
= Auf Grund der dem Senat durch 
Artikel IX des Geſetzes zur Anderung des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig 


geltenden Faſſung vom 12. Juni 1923 : 
un 


Artikel V des Geſetzes zur Anderung der a Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher 
in der für Danzig geltenden Faſſung vom 6. Juni 192% 
erteilten Ermächtigung werden die Texte 
des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung und der Deutſchen 
Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher in der für Danzig geltenden Faſſung nachſtehend bekanntgemacht. 


Danzig, den 14. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


Deutſches Gerichtskoſtengeſetz 
in der für Danzig geltenden Faſſung. 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
ER 8 1. 

In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche die Zivilprozeßordnung, 
die Strafprozeßordnung oder die Konkursordnung Anwendung findet, werden Gebühren und Auslagen 
der Gerichte nur nach Maßgabe dieſes Geſetzes erhoben. 


8 2. 

Eine ehh von Stempeln und anderen Abgaben neben den Gebühren findet nicht es 

Urkunden, von denen im Verfahren Gebrauch gemacht wird, find nur inſoweit einem Stempel 
oder einer anderen Abgabe unterworfen, als ſie es ohne dieſen Gebrauch ſein würden. 

Urkunden, welche im Verfahren errichtet werden, bleiben, ſoweit ihr Inhalt über den Gegenſtand 
des Verfahrens hinausgeht, den allgemeinen Vorſchriften über Erhebung von Stempeln oder anderen 


Abgaben unterworfen. 9 3 


In einem weiteren Umfang, als die Prozeßordnungen und dieſes Geſetz es geſtatten, darf die 
Tätigkeit der Gerichte von der Sicherſtellung oder Zahlung der Gebühren oder Auslagen nicht abhängig 
gemacht werden. 9 4 


Über Erinnerungen des Zahlungspflichtigen oder der Staatskaſſe gegen den Anſatz von Gebühren 
oder Auslagen entſcheidet das Gericht der Inſtanz gebührenfrei. Die Entſcheidung kann von dem 
Gerichte, welches dieſelbe getroffen hat, ſowie von dem Gerichte der höheren Inſtanz von Amts wegen 
geändert werden. 

Gegen die Entſcheidung findet Beſchwerde nach Maßgabe des § 567 Abf. 2 und der 88 568 
bis 575 der Zivilproßordnung, in Straffachen nach Maßgabe der SS 346 bis 352 der Strafprozeß⸗ 
ordnung ſtatt. 

Die Einlegung von Erinnerungen oder Beſchwerden kann durch Erklärung zum Protokolle des 
Gerichtsſchreibers oder an ohne Mitwirkung eines Anwalts erfolgen. 

§ 5. 

Eine Nachforderung von Gerichtskoſten wegen irrigen Anſatzes iſt nur zuläſſig, wenn der 
berichtigte Anſatz vor Ablauf des nächſten Kalenderjahres nach rechtskräftiger oder endgültiger Erledigung 
des Verfahrens dem Zahlungspflichtigen eröffnet iſt. 

§ 6. 

Gebühren und Auslagen, die bei richtiger Behandlung der Sache nicht entſtanden wären, ſind 
niederzuſchlagen. Das gleiche gilt von Auslagen, die durch eine von Amts wegen veranlaßte Verlegung 
eines Termins oder Vertagung einer Verhandlung oder durch eine für begründet befundene Beſchwerde 
entſtanden find. Für abweiſende Beſcheide ſowie im Falle der Zurücknahme eines Antrags kann Gebühren- 
und Auslagenfreiheit gewährt werden, wenn der Antrag auf nicht anzurechnender Unkenntnis der Ver— 
hältniſſe oder auf Unwiſſenheit beruht. 

Über die Ausübung der im Abf. 1 vorgeſehenen Befugniſſe entſcheidet das Gericht. Solange 
nicht das Gericht entſchieden hat, können die gleichen Anordnungen im Verwaltungswege getroffen werden. 
Eine im Verwaltungswege getroffene Anordnung kann nur im Verwaltungswege geändert werden. 

8 

Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 400 Mark. 

Pfennigbeträge ſind auf den nächſthöheren Markbetrag, Markbeträge, ſoweit ſie nicht durch 
zehn teilbar ſind, auf den nächſt höheren durch zehn teilbaren Markbetrag abzuändern. 

Zweiter Abſchnitt. 
Gebühren in bürgerlichen CFC 
8 8. ’ 
In en Rechtsſtreitigkeiten werden die Gebühren nach dem Werte des Streitgegenſtandes 


. 


erhoben. 
Die volle Gebühr beträgt bei Gegenſtänden im Werte: 

5 1. bis 6000 Mark einſchließlicgchhůõhyh 0. 400 Mark, 

2. von mehr als 6000 bis 12000 Mark einſchließlich. ... 800 Mark, 

3. von mehr als 12000 bis 20000 Mark einſchließlich. .. 1200 Mark. 


— 


Die eren Wertlaaſſn deigen bis zu 400000 Mark um je 10000 Mark und die Gebühren 
um je 400 Mark; darüber hinaus ſteigen die Wertklaſſen um je 20000 Mark und die Gebühren in den 
Klaſſen bis zu 1000000 Mark um je 600 Mark und darüber hinaus um je 400 Mark. 

8 9. 

Für die Wertberechnung find die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 8s 3 bis 9 und der 
Konkursordnung 8 148 mit den nachſtehenden Beſtimmungen maßgebend. 

§ 10. 

Iſt das Beſtehen oder die Dauer eines Pacht- oder Mietverhältniſſes für einen längeren als 
einjährigen Zeitraum ſtreitig, ſo wird der Wert auf den Betrag des einjährigen Zinſes berechnet. 

Bei Anſprüchen auf Erfüllung einer auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Unterhaltspflicht wird 
der Wert des Rechtes auf die wiederkehrenden Leiſtungen, falls nicht der Geſaſntbetrag der geforderten 
Leiſtungen geringer iſt, auf den Betrag des einjährigen Bezugs berechnet. 

Iſt für die Dauer des Rechtsſtreits, welcher eiue Eheſache betrifft, über die Unterhaltspflicht 
der Ehegatten zu entſcheiden, ſo wird der Wert des Rechtes auf 5 einer Geldrente 2 den 
halbjährigen Betrag derſelben berechnet. sit. 

Bei nicht vermögensrechtlichen Anſprüchen wird der Wert des Streitgegenftandes auf 100000 Mark, 
ausnahmsweiſe niedriger oder höher, jedoch nicht unter 10000 Mark, und nicht über 20000000 Mark 


angenommen. 
Iſt mit einem nichtvermögensrechtlichen Anſpruch ein aus ihm hergeleiteter 1 


verbunden, ſo iſt nur ein Anſpruch, und zwar der höhere maßgebend. 
8 12. 
Im Falle des 8 254 der Zivilprozeßordnung iſt für die Wertberechnung nur einer der verbundenen 
Anſprüche, und zwar der höhere, maßgebend. 


Soweit Klage und Widerklage, welche nicht in getrennten Prozeſſen verhandelt werden, denſelben 
Streitgegenſtand betreffen, ſind die Gebühren nach dem einfachen Werte dieſes Gegenſtandes zu berechnen. 
Soweit beide Klagen nicht denſelben Streitgegenſtand betreffen, ſind die Gegenſtände zuſammenzurechnen. 

Das gleiche gilt für wechſelſeitig eingelegte Rechtsmittel, welche nicht in getrennten Prozeſſen 
verhandelt werden. 8 14. 

Für Akte, welche einen Teil des Streitgegenſtandes betreffen, ſind die Gebühren nur nach dem 
Werte dieſes Teiles zu berechnen. 

Sind von einzelnen Wertsteilen in derſelben Inſtanz für gleiche Akte Gebühren zu berechnen, 
ſo darf nicht mehr erhoben werden, als wenn die Gebühr von dem Geſamtbetrage der Wertsteile zu 
berechnen wäre; treten für die Akte verſchiedene Gebührenſätze ein, ſo iſt der höchſte Satz maßgebend. 

8 § 15. a 8 

Für Akte, welche Früchte, Nutzungen, Zinſen, Schäden oder Koſten als Nebenforderungen ohne 
den Hauptanſpruch betreffen, iſt der Wert der Nebenforderungen inſoweit maßgebend, als er den Wert 
des Hauptanſpruchs nicht überſteigt. 

Für Akte der Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung werden die einzuziehenden Zinſen 
mitberechnet. 

8 Für Akte, welche die Koſten des Rechtsſtreits ohne den Hauptanſpruch betreffen, iſt der Betrag 
der Koſten maßgebend. i 8 16. 


Bei jedem Antrag iſt der Wert des Streitgegenſtandes, ſofern derſelbe nicht in einer beſtimmten 
Geldſumme beſteht oder aus früheren Anträgen erhellt, und auf Erfordern auch der Wert eines Teiles 
desſelben ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers anzugeben. 

Die Angabe kann jederzeit berichtigt werden 


BEIN 


7 


n 


lung eine Beweisaufnahme ſtattgefunden hat. 


2 8 17. % 
Die zum Zwecke der Entſcheidung über die Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts oder die Zuläſſig⸗ 
keit des Rechtsmittels erfolgte Feſtſetzung des Wertes iſt, unbeſchadet der Vorſchriſten der 88 10, 13, für die 
Berechnung der Gebühren maßgebend. si 


Soweit eine Entſcheidung gemäß $ 17 nicht ſtattfindet, ſetzt das Prozeßgericht den Wert durch 
Beſchluß feſt, falls dies eine Partei beantragt oder das Gericht für angemeſſen erachtet. Auf den Antrag 
findet 8 4 Abſ. 3 entſprechende Anwendung. Bei der Zwangsvollſtreckung tritt, wenn der Wert nicht 
ſchon feſtgeſetzt iſt, an die Stelle des Prozeßgerichts das Vollſtreckungsgericht. Die Feſtſetzung kann von 
dem Gerichte, das ſie getroffen hat ſowie von dem Gerichte der höheren Inſtanz im Lauſe des * 
auch von Amts wegen geändert werden. 

Gegen den Beſchluß findet Beſchwerde nach Maßgabe des § 567 Abſ. 2 und der S$ 568 bis 
576 der Zivilprozeßordnung ſowie des § 4 Abſ. 3 dieſes Geſetzes ſtatt. a 

8 19. 

Wird eine Abſchätzung durch Sachverſtändige erforderlich, ſo iſt in dem Beſchluſſe, durch welchen 
der Wert feſtgeſetzt wird ($ 18), über die Koſten der Abſchätzung zu entſcheiden. Dieſelben können ganz 
oder teilweiſe der Partei zur Laſt gelegt werden, welche durch Unterlaſſung der ihr obliegenden Wert⸗ 
angabe oder durch unrichtige Wertangabe, unbegründetes Beſtreiten der Wertangabe oder unbegründete 


Beſchwerde die Abſchätzung veranlaßt hat. 9 20⁰ 


Im Prozeßverfahren wird die volle Gebühr ($ 8) erhoben: 

1. für das Verfahren im allgemeinen (Prozeßgebühr), 

2. für die Anordnung einer Beweisaufnahme (Beweisgebühr), 

3. für ein auf Grund ſtreitiger Verhandlung ergehendes End- oder 1 (Urteilsgebüßr). 

S 21. 

Die Webelgebäh d wird auch für Urteile erhoben, die in Eheſachen, in Rechtsſtreitigkeiten, welche 
die Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kinderu zum Gegenſtande haben, in den 
vor die Landgerichte gehörigen Entmündigungsſachen und in dem Verfahren über die gegen eine Todes⸗ 
erklärung erhobene Anfechtungsklage auf Grund nicht ſtreitiger Verhandlung ergehen, ſofern der Kläger 


verhandelt hat. ; 9 22. 
Die Zwiſchenurteile gemäß 88 135 und 337 der Ake een gelten nicht als Urteile im 
Sinne des $ 20 Nr. 3. 9 23. 


Wird ein Rechtsſtreit durch einen vor Gericht abgeſchloſſenen oder dem Gerichte ee 


Vergleich erledigt, jo fällt eine bereits entſtandene Beweisgebühr fort. 
: § 24. 
Für eine auf Grund des § 501 der Zivilprozeßordnung getroffene Anordnung des Berichte 
wird die Beweisgebühr nur dann erhoben, wenn auf Grund der Anordnung vor der mündlichen ie 


8 25. 

Jede der im § 20 bezeichneten Gebühren wird in jeder Inſtanz rückſichtlich eines jeden Teiles 
des Streitgegenſtandes nur einmal erhoben. 

Iſt ein Urteil unter Vorbehalt der Entſcheidung über die Aufrechnung (Zivilprozeßordnung 
8 302), unter Vorbehalt der Geltendmachung von Verteidigungsmitteln (Zivilprozeßordnung § 540) 
oder im Urkunden- oder Wechſelprozeß unter Vorbehalt der Rechte des Beklagten (Zivilprozeßordnung 
$ 599) erlaſſen worden, jo wird durch die Gebühr für dieſe Entſcheidung eine weitere Urteilsgebühr in 


derſelben Inſtanz nicht ausgeſchloſſen. 
Für Zwiſchenurteile gemäß § 71 der Zivilprozeßordnung wird die Urteilsgebühr beſonders erhoben. 


= 
2 be > 


22 ee de a re Sa 6 > F 
* a 9 26. 

3 . 8 Wird die Ergänzung eines Urteils beantragt (Zivilprozeßordnung 8 321), jo findet, ſoweit der 
. Antrag nicht zurückgewieſen wird, die Beſtimmung des § 14 Anwendung; ſoweit der Antrag zurück⸗ 

2 gewieſen wird, wird die volle Gebühr ($ 8) erhoben. 

Be 8 27. 


Wird ein Rechtsſtreit an ein anderes Gericht verwigen, jo bildet das weitere Verfahren vor 
dem anderen Gerichte mit dem bisherigen Verfahren im Sinne des § 25 Abf. 1 eine Inſtanz. 
Wird eine Sache zur anderweitigen Verhandlung an das Gericht der unteren Inſtanz zurid- 
verwieſen, ſo bildet das weitere Verfahren mit dem früheren Verfahren vor dieſem Gericht im Sinne 
3 des § 25 Abs. 1 eine Inſtanz. 


x 8 28. 
A In der Beruſungsinſtanz erhöhen ſich die im § 20 beſtimmten Gebühren um die Hälfte, beim 
* Obergericht auf das Doppelte. 
B- 9 20. 
* Die Prozeßgebühr wird nicht erhoben, wenn die Klage vor Beſtimmung des Termins zur 
> mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird. 
Ss Sie ermäßigt ſich auf ein Viertel der Gebühr, wenn die Klage nach dieſem Zeitpunkt, jedoch 
Er vor der mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird. 
* { § 30. . 
Wird die Berufung durch Beſchluß als unzuläſſig verworfen, jo ermäßigt ſich die Prozeßgebühr 
. für die Berufungsinſtanz auf die Hälfte der im § 8 beſtimmten Gebühr. Das gleiche gilt, wenn die 
= Berufung vor Ablauf der gemäß § 520 Abſ. 3 der Zivilprozeßordnung beſtimmten Friſt zurüd- 
Be; genommen wird. 
Br: § 31. 
Be Für das Mahnverfahren wird die Hälfte der Gebühr (§ 8) erhoben. 
1 Wird im Falle der Erhebung des Widerſpruchs die Beſtimmung eines Termins zur mündlichen 
Be Verhandlung beantragt oder gegen einen Vollſtreckungsbefehl Einſpruch eingelegt, jo wird die Prozeß⸗ 
* gebühr ($ 20 Nr. 1) nur zur Hälfte erhoben. Das gleiche gilt, wenn in einem im Urkunden oder 
* Wechſelmahnverfahren ergangenen Vollſtreckungsbefehle dem Beklagten die Ausführung ſeiner Rechte 
Be 2 vorbehalten war. Wird der Antrag oder der Einſpruch vor Beſtimmung des Termins zurückgenommen, 
3 ſo wird die Prozeßgebühr nicht erhoben. 9 82 
. Die Hälfte der Gebühr ($ 8) wird erhoben für das Verfahren über Anträge auf Anordnung 
Er eines Arreſtes oder einer einftweiligen Verfügung. Die Gebühr erhöht ſich auf die volle Gebühr, wenn 
* durch Urteil entſchieden wird (Zivilprozeßordnung § 922 Ab. 1, SS 925, 936). 
8 Die im Abſ. 1 beſtimmten Gebühren werden auch erhoben für das Verfahren über Anträge auf 
* Abänderung oder Aufhebung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung gemäß § 926 Abſ. 2, 
Be SS 927, 936 der Zivilprozeßordnung. 
* Im Falle des § 942 der Zivilprozeßordnung gilt das Verfahren vor dem Amtsgericht und 
A dem Gerichte der Hauptſache als ein Rechtsſtreit. 
5 In der Berufungsinſtanz erhöhen ſich die Gebühren um die Hälfte, | 
2 i 8 3. 
1 Die Hälfte der Gebühr (§ 8) wird erhoben: 
er; 1. für das Verfahren über Anträge auf Sicherung des Beweiſes, | 


2. für das Verfahren über Anträge auf Entmündigung oder auf Wiederaufhebung einer Ent- 
mündigung, ſoweit die Amtsgerichte zuſtändig ſind, 
3. für das Verteilungsverfahren, - 


4. für das Verfahren der Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung von 9 und Unter ⸗ 
laſſungen gemäß $$ 887, 888, 890 der Zivilprozeßordnung, 

5. für das Verfahren, über Anträge auf Abnahme des Offenbarungseides einſchließlich der Anträge 
auf Erzwingung der Eidesleiſtung, 

6. für das Aufgebotsverfahren, ſowie für das Verfahren über Anträge auf Anordnung der 
Zahlungsſperre gemäß $ 1020 der Zivilprozeßordnung, 

7. für das Verfahren bei Ernennung oder Ablehnung eines Schiedsrichters, bei Erlöſchen eines 
Schiedsvertrags oder bei Anordnung der von den Schiedsrichtern für erforderlich erachteten 
richterlichen Handlungen. 8 31 


Ein Viertel der Gebühr (§ 8) wird erhoben: 
1. für das Verfahren über Anträge auf vorläufige Einſtellung, Beſchränkung oder Aufhebung 
der Zwangsvollſtreckung gemäß §8 707, 719, 769, 771 Abſ. 3, 88 785, 786, 805 Abſ. 4, 
§ 810 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung, 
2. für das Verfahren über Anträge auf gerichtliche Handlungen der Zwangs vollſtrecung gemäß 
88 791, 822, 823, 825, 829 Abſ. 1, 88 835, 839, 844, 846 bis 848, 857, 858, 885 Abſ. 4, 
ss 886, 930 Abſ. 3, § 934 der Zivilprozeßordnung. 
§ 35. 
Jedes Verfahren der in den $$ 32, 33, 34 bezeichneten Art gilt für die Gebührenerhebung als 
beſonderer Rechtsſtreit. 
Betreffen jedoch mehrere Verfahren der im 8 34 Nr. 2 bezeichneten Art denſelben Anſpruch und 
denſelben Gegenſtand, ſo wird die Gebſihr nur einmal erhoben. 
§ 36. 
Für das Sühneverfahren gemäß § 510 6 der Zivilprozeßordnung wird eine Gebühr nicht erhoben. 
Wird in dem Sühnetermin ein Vergleich aufgenommen, ſo wird hierfür ein Viertel der Gebühr (§ 8) 
erhoben. Überſteigt der Streitwert nicht 12000 Mark, ſo bleibt der Vergleich gebührenfrei. 
Wird in einem Rechtsſtreit ein Vergleich vor dem Gericht abgeſchloſſen, jo gelangt die im Abſ. 1 
Satz 2 beſtimmte Gebühr zur Erhebung, inſoweit der Wert des ee den Wert des 
Streitgegenſtandes überſteigt. 8 37. 


Für das durch den Gerichtsſchreiber an die Poſt gerichtete Erſuchen um Bewirkung einer Zu⸗ 
stellung (Zivilprozeßordnung § 196) iſt die einem Gerichtsvollzieher für den gleichen Akt zuſtehende 
Gebühr als Gerichtsgebühr zu erheben, ſofern nicht die Zuſtellung von Amts wegen bewirkt wird. 

§ 38. 

Für das Verfahren über Beſchwerden gemäß § 71 Abf. 2, § 99 Abſ. 3 der Zivilprozeßordnung 
wird die volle Gebühr ($ 8) erhoben. Das gleiche gilt für Beſchwerden über die Zurückweiſung eines 
Antrags auf Anordnung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung. 

Im übrigen wird für das Verfahren in der Beſchwerdeinſtanz die im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr 
nur erhoben, ſoweit die Beſchwerde als unzuläſſig verworfen oder zurückgewieſen wird. 

§ 39. 

Iſt außer dem Falle des § 335 der Zivilprozeßordnung durch Verſchulden einer Partei die 
Vertagung einer mündlichen Verhandlung oder die Anberaumung eines neues Termins zur mündlichen 
Verhandlung veranlaßt, oder iſt durch nachträgliches Vorbringen von Angriffs- oder Verteidigungsmitteln, 
Beweismitteln oder Beweiseinreden, welches zeitiger erfolgen konnte, die Erledigung des Rechtsſtreits 
verzögert worden, ſo kann das Gericht der Partei von Amts wegen eine beſondere Gebühr in Höhe der 
vollen Gebühr (§ 8) auferlegen. Die Gebühr kann bis zu einem Viertel ermäßigt werden. 

Gegen den Beſchluß findet Beſchwerde nach Maßgabe des 8 567 Abſ. 2 und der 88 568 bis 575 
der Zivilprozeßordnung ſowie des § 4 Abſ. 3 dieſes Geſetzes ſtatt. 


Dritter Abſchnitt. > 
Gebühren im Konkursverfahren. 
$ 40. 
Auf die Gebühren im Konkursverfahren finden die Vorſchriften des $ 8 über die Wertklaſſen 
und den Gebührenſatz, ſowie der 88 16, 18, 19 dieſes Geſetzes und des 83 er Bieilpsosebprönung über 


die Wertfeſtſetzung entſprechende Anwendung. 4 


Für das Verfahren über den Antrag auf Eröffnung des Konkurſes wird die Hälfte der Gebühr 


(8 8) erhoben. 


$ 42. 

Für die Durchführung des Konkursverfahrens wird die dreifache Gebühr ($ 8) erhoben. 

Sie ermäßigt ſich auf die einfache Gebühr, wenn das Verfahren vor dem Ablauf der Anmelde— 
friſt und auf die zweifache Gebühr, wenn das Verfahren nach dieſem Zeitpunkt gemäß §§ 202, 204 der 
Konkursordnung eingeſtellt wird. 

Iſt das Verfahren auf Antrag des . eröffnet worden, jo kommt die im 8 41 
beſtimmte Gebühr zur Anrechnung. 8.48 

Die in den 88 41, 42 beſtimmten Gebühren werden nach dem Betrage der Aktivmaſſe erhoben. 
Maſſekoſten, mit Ausnahme der gerichtlichen Koſten des gemeinſchaftlichen Verfahrens und der Gebühren 
des Konkursverwalters und des Gläubigerausſchuſſes, ſowie Maſſeſchulden werden abgeſetzt. Gegenſtände, 
welche zur abgeſonderten Befriedigung dienen, werden nur in Höhe des für dieſe nicht erforderlichen 
Betrags angeſetzt. 

Iſt die Aktivmaſſe höher als die Schuldenmaſſe, ſo wird die Gebühr nach dem Betrage der 
letzteren erhoben. 

Für die Berechnung der Maſſe iſt die Zeit der Beendigung des Verfahrens maßgebend. 

Iſt der Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens von einem Gläubiger geſtellt, ſo wird die 
im § 41 beſtimmte Gebühr nach dem Betrage ſeiner Forderung, ſofern jedoch ber Betrag der Aktivmaſſe 
geringer iſt, nach dieſem erhoben. 

8 44. | 

Für die Anbefamhng eines beſonderen Prüfnugstermins (Konkursordnung 5 142) wird nach 
dem Betrage der einzelnen Forderungen, zu deren Prüfung der Termin beſtimmt ift, die halbe Gebühr 
($ 8) erhoben. Auf die Wertberechnung findet die Vorſchrift des § 148 der Konkursordnung entſprechende 
Anwendung. 8 45 


Für die auf Betreiben des ire erfolgende Zwangsverwaltung oder Zwangs⸗ 
verſteigerung eines zur Konkursmaſſe gehörigen Gegenſtandes (Konkursordnung 88 126, 127) wird die 


Gebühr nach den Vorſchriften über die Gebührenerhebung für Zwangsvollſtreckungen beſonders erhoben. 


8 46. 
Für das Verfahren zur Abnahme des Offenbarungseides gemäß § 125 der Konkursordnung, 


einſchließlich des Verfahrens über Anträge auf Erzwingung der Eidesleiſtung (Zivilprozeßordnung $ 901), 
werden beſondere Gebühren nicht erhoben. 8 47 


Für das Verfahren in der Beſchwerdeinſtanz gilt, wenn ſich die Beſchwerde gegen den Beſchluß 
über Eröffnung des Konkursverfahrens (Konkursordnung $ 109) richtet, 8 38 Abſ. 1, im übrigen § 38 
A bſ. 2 entſprechend. 

Im Falle der Beſchwerde gegen den Beſchluß über Eröffnung des Konkursverfahrens (Konkurs⸗ 
ordnung 9 109) oder den Beſchluß über Beſtätigung eines Zwangsvergleichs (Konkursordnung SS 189, 
230 Abf. 2, § 286) finden die Vorſchriften des $ 43 Anwendung. 


§ 48. 
Auf die Wiederaufnahme des Konkursverfahrens (Konkursordnung $ 198) finden die Vorſchriften 


der §s 41 bis 47 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß für die Durchführung des wieder⸗ 


aufgenommenen Verfahrens die volle Gebühr (§ 8) erhoben wird. 

Wird vor der Wiederaufnahme die Anordnung von Sicherheitsmaßregeln beantragt (Konkurs⸗ 
ordnung § 197 Abſ. 2), jo wird die Gebühr in Gemäßheit des $ 34 nach dem Werte des Gegenſtandes, 
durch welchen die Sicherung erfolgen ſoll, beſonders erhoben. 

Die Gebühr für die Anordnung einer Sicherheitsmaßregel wird im Falle der eee 

auf die im erſten Abſatz bezeichnete Gebühr angerechnet. 


Vierter Abſchnitt. 
Gebühren in Straffaden. 
8 49. 

In Strafſachen gibt die rechtskräftig it Strafe den Maßſtab für die Höhe der Gerichts— 
gebühren aller Inſtanzen. 

Iſt auf Geldſtrafe und für den Fall, daß fie nicht beigetrieben werden kann, auf Freiheitsſtrafe 
erkannt, jo beſtimmt ſich die Gebühr nach der Höhe der erſteren. Iſt in Anwendung des $ 5 des 
Geſetzes zur Erweiterung des Anwendungsgebiets der Geldſtrafe und zur Einſchränkung der kurzen 
Freiheitsſtrafen vom 7. Juli 1922 (Danz. Geſ. Bl. S. 175) in der Faſſung des Geſetzes vom 14. März 
1923 (Geſ. Bl. S. 349) auf Geldſtrafe an Stelle der verwirkten Freiheitsſtrafe erkannt, ſo beſtimmt ſich 
die Gebühr nach der Geldſtrafe. 


Iſt neben einer Freiheitsſtrafe auf Geldſtrafe erkannt, ſo wird die Gebühr von jeder Strafe 
beſonders berechnet. 


Iſt auf Einziehung, Verfallserklärung oder Unbrauchbarmachung erkannt, ſo iſt der Wert der 
Gegenſtände, auf die ſich die Entſcheidung bezieht, im Sinne dieſer Vorſchrift als Geldſtrafe anzuſehen. 
Beſteht der Gegenſtand nicht in einem Geldbetrage, ſo ſetzt das Gericht den Wert feſt. 

8 50. 
Im Falle des 8 70 des Strafgeſetzbuchs beſtimmt ſich die Gebühr für das neue Verfahren 
durch den Betrag, um welchen die Geſamtſtrafe die früher erkannte Strafe überſteigt. 
Inm Falle des § 492 der Strafprozeßordnung iſt eine N Gebühr nicht zu erheben. 
§ 51. 
Betrifft eine Strafſache mehrere Angeſchuldigte, ſo iſt die Gebühr von jedem Verurteilten 


beſonders nach Maßgabe der gegen ihn erkannten Strafe zu * 


8 52. 
Für das Verfahren in erſter Inſtanz werden erhoben: 
im Falle einer Freiheitsſtrafe bis zu einer Woche einſchließlich .. 500 Mark, 
von mehr als einer Woche bis zu einem Monat einſchließlich. . .. 1500 Mark, 
von mehr als einem Monat bis zu ſechs Monaten einſchließlich . .. 3 000 Mark, 
von mehr als ſechs Monaten bis zu einem Jahre einſchließlich . .. 7500 Mark, 


von mehr als einem Jahre bis zu zwei Jahren einſchließlich . .. . 15 000 Mark, 
von mehr als zwei Jahren bis zu fünf Jahren einſchließlich. ... 30 000 Mark, 
im Falle einer ſchwereren Strafe 50 000 Mark. 


Iſt auf eine Geldſtrafe erkannt, ſo werden 20 vom Hundert des Betrags der erkannten 
Strafe erhoben. 


erklärt, jo beträgt die Gebühr 500 Mark und iſt ausſchließlich auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
überhaupt oder einzelner bürgerlicher Ehrenrechte erkannt, ſo beträgt die Gebühr 15 000 Mark. 


Iſt auf Verweis erkannt oder iſt der zur Koſtentragung verurteilte Beſchuldigte für alte N 


$ 58. 
In dem Verfahren bei amtsrichterlichen Strafbefehlen wird die Hälfte der Sätze des 
§ 52 erhoben. 
ö Hat gemäß § 451 Abſ. 1 der Strafprozeßordnung eine Hauptverhandlung ſtattgefunden oder 
wird der gegen den Strafbefehl erhobene Einſpruch wegen Ausbleibens des Angeklagten in der Haupt- 


* i verhandlung durch Has verworfen (Strafprozeßordnung § 452), jo erhöht ſich die Gebühr auf die 
Bi» vollen Sätze des $ 5 
8 § 54. 

. Im Falle des § 211 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung wird die Hälfte der Sätze des § 52 
= erhoben. 

2 8 55. 

3 Die Sätze des § 52 werden für die Berufungsinſtanz ſowie für die Reviſionsinſtanz erhoben, 
Be. wenn in der Inſtanz eine Hauptverhandlung ſtattgefunden hat. 


Wird das Rechtsmittel vor Beginn der Hauptverhandlung zurückgenommen oder durch Beſchluß 
verworfen (Strafprozeßordnung §8 360, 363, 386, 389), jo wird ein Viertel der Gebühr erhoben. 

Wird das Rechtsmittel nach Beginn der Hauptverhandlung zurückgenommen, oder wird die Be— 
ruſung wegen Ausbleibens des Angeklagten in der Hauptverhandlung verworfen (Strafprozeßordnung 
§ 370), jo wird die Hälfte der Gebühr erhoben. 

§ 56. 

Wird ein Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens als unzuläſſig oder unbegründet ver⸗ 
worfen oder abgelehnt, jo wird die Hälfte der im § 52 beſtimmten Gebühr erhoben. 

Wird die Wiederaufnahme des Verfahrens angeordnet (Strafprozeßordnung § 410), jo wird, 
wenn das frühere Urteil aufrechterhalten wird, die volle im § 52 beſtimmte Gebühr erhoben. Führt 
die Wiederaufnahme zu einer Aufhebung des früheren Urteils, ſo gilt für die 9 das 
neue Verfahren mit dem früheren Verfahren zuſammen als eine Juſtanz. 


§ 57. 


Werden in den Fällen der §s 172 und 173 der Strafprozeßordnung nach Maßgabe der 88 175 
und 504 derſelben dem Antragſteller die Koſten auferlegt, jo beträgt die Gebühr: 


wenn es ſich um eine Übertretung handelte 1500 Mark, 
wenn es ſich um ein Vergehen handellt 3000 Mark, 
wenn es ſich um ein Verbrechen Handelt...» lu 5000 Mark. 


Das gleiche gilt im Falle des $ 501 der Strafprozeßordnung. 
Im Falle des § 174 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung iſt die Hülſte der vorſtehenden Sätze 
zu erheben. 


je § 58. 

Br Wird das Verfahren nach Eröffnung des Hauptverfahrens infolge Zurücknahme des Antrags, 
* durch den es bedingt war, eingeſtellt, jo wird die im § 57 Abf. 1 beſtimmte Gebühr erhoben. Das 
Br: Gericht kann fie bis zu einem Viertel ermäßigen oder beſchließen, daß von der Erhebung einer Gebühr 
* abgeſehen werde. 5 ; 


Für das Verfahren auf erhobene Privatklage gelten, ſofern der Beſchuldigte zu einer Strafe 

verurteilt wird, unbeſchadet der Vorſchriften des § 60 Abſ. 2 und des 8 63 die §§ 49 bis 52, 55, 56. 
8 60. 

Wird in dem Verfahren auf erhobene Privatklage der Beſchuldigte freigeſprochen oder für ſtraf— 
ſrei erklärt, ſo wird für das Verfahren in jeder Inſtanz eine Gebühr von 5000 Mark erhoben. 

Die im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr kommt für die Berufungsinſtanz ſowie für die Reviſionsinſtanz 
auch dann zur Erhebung, wenn das von dem Privatkläger eingelegte Rechtsmittel auf Grund einer 
Hauptverhandlung verworfen wird. Wird das Rechtsmittel vor Beginn der Hauptverhandlung zurück 


— 


a 677 . 8 
genommen oder durch Beſchluß verworfen (Strafprozeßordnung $S 360, 363, 386, 389, 424), jo wird. 
eine Gebühr von 1250 Mark erhoben. Wird das Rechtsmittel nach Beginn der Hauptverhandlung 
zurückgenommen oder die Berufung gemäß § 431 Abſ. 3 der Strafprozeßordnung verworfen, jo wird 
eine Gebühr von 2500 Mark erhoben. 8 61 


Wird die Privatklage zurückgewieſen oder erledigt ſich das Verfahren vor Beginn der Haupt⸗ 
verhandlung durch Zurücknahme der Klage oder Einſtellung, ſo wird eine Gebühr von 1250 Mark 
erhoben. Tritt die Erledigung erſt nach Beginn der Hauptverhandlung ein, ſo beträgt die Gebühr 2500 Mark. 

Tritt die Erledigung in der Berufungs- oder Reviſionsinſtanz ein, jo kommen für dieſe Inſtanz 
die im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr und für jede der voraufgegangenen Inſtanzen eine Gebühr von 
2500 Mark zur Erhebung. 2 9 62 a 


Die in den 88 60, 61 beſtimmten Gebühren werden für das Verfahren auf erhobene Widerklage 
nur erhoben, wenn es nach Zurücknahme der Privatklage oder Einſtellung des Verfahrens über die 
Privatklage ſelbſtändig fortgeſetzt wird. Das gleiche gilt, wenn ausſchließlich gegen die auf die Widerklage 
ergangene Entſcheidung von dem Widerkläger Berufung oder Reviſion eingelegt iſt. 

i § 63. 

Wird die Wiederaufnahme eines Privatklageverfahrens von we re beantragt, jo wird, 
wenn der Antrag als unzuläffig oder unbegründet verworfen wird, eine bühr von 2500 Mark erhoben. 

Wird die Wiederaufnahme des Verfahrens auf Antrag des Privatklägers angeordnet, ſo findet, 
ſofern auf eine höhere Strafe erkannt wird, die Vorſchrift des 856 Abſ. 2 Satz 2 Anwendung, anderen⸗ 
falls wird eine Gebühr von 5000 Mark erhoben. 

8 64. 

Sind in einem Privatklageverfahren mehrere Perſonen als Beſchuldigte beteiligt, jo werden hin— 
ſichtlich einer jeden die in den S$ 60 bis 63 beſtimmten Gebühren beſonders, jedoch für jede Inſtanz 
höchſtens der dreifache Betrag der im § 60 Abſ. 1 beſtimmten Gebühr erhoben. a 

8 65. 

Die von der Verwaltungsbehörde erhobene Klage (Strafprozeßordnung § 464) iſt nicht als 
Privatklage im Sinne dieſes Geſetzes zu erachten. 

ö 8 66. 

Werden dem Nebenkläger Koſten auferlegt, jo ſind die Sätze zu erheben, welche nach Maßgabe 
der 88 60, 61, 63, 64 zu erheben fein würden, wenn er als Privatkläger das Rechtsmittel eingelegt 
oder die Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt hätte. 5 


§ 67. 
Für das Verfahren in den Fällen der §s 477 bis 479 der Strafprozeßordnung beträgt die 
Gebühr in jeder Inſtanz 5000 Mark. 8 68 


Die in den 88 60 bis 63, 67 beſtimmten Gebühren kann das Gericht bis auf 100 Mark herab⸗ 
ſetzen oder bis auf das Zwanzigfache erhöhen. f 
4 69. 
Für die Zurückweiſung einer Beſchwerde wird, ſofern ſie ſich gegen eine Entſcheidung der im 
5 56 Abſ. 1 oder im § 63 Abf. 1 bezeichneten Art richtet, die dort beſtimmte Gebühr, im übrigen eine 
Gebühr von 500 Mark erhoben. 
f Die Gebühr wird von dem Beſchuldigten nur erhoben, wenn er rechtskräftig zu einer Strafe 
verurteilt iſt. 8.70 
Ss . 


Für das Verfahren zur Vollſtreckung einer über eine Wermögensftraie, eine Buße oder über 
Erſtattung von Koſten ergangenen Entſcheidung (Straſprozeßordnung 8s 495, 496) werden Gebühren 
nach Maßgabe der Vorſchriften des zweiten Abſchnitts beſonders erhoben. 


Fünfter Abſchnitt. 
Auslagen. 
g 71. 
Schreibgebühren werden für ſolche Ausfertigungen und Abſchriften erhoben, die nur auf Antrag 
erteilt werden, oder die angefertigt werden, weil die Partei es unterläßt, einem von Amts wegen zuzu⸗ 
ſtellenden Schriftſatz die erforderliche Zahl von Abſchriften beizufügen, ſowie für Ausfertigungen und 
Abſchriften aller Art in den Fällen der perſönlichen oder ſachlichen Gebührenfreiheit. 
Die Schreibgebühren bleiben jedoch außer Anſatz bei Erteilung von i 
1. Ausfertigungen von Urteilen, die unter Weglaffung des Tatbeſtandes und der Entſcheidungs⸗ 
gründe erfolgen, ſowie ſolchen, die gemäß § 317 Abſ. 4 der Zivilprozeßordnung unter 
Benutzung einer dem Gerichte vorgelegten beglaubigten Abſchrift der Klage oder des Zahlungs— 
befehls gefertigt werden; 

2. Ausfertigungen vor Gericht abgeſchloſſener Vergleiche. 

Der Abſ. 2 kommt bei Erteilung einer zweiten oder weiteren von derſelben Partei beantragten 
Ausfertigung oder Abſchrift nicht zur Anwendung. 

Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, welche zweiunddreißig Zeilen von durchſchnitlich fünf- 
zehn Silben enthält, zweihundert Mark, auch wenn die Herſtellung auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden 
hat. Jede angefangene Seite bird als voll berechnet. Für Schriftſtücke, die in fremden Sprachen ab- 
gefaßt ſind, für Schriftſtücke in tabellariſcher Form, ſowie für Verzeichniſſe, Liſten, Rechnungen, Hand⸗ 
zeichnungen und dergleichen kann die Höhe der Schreibgebühr von der Landesjuſtizverwaltung anderweit 
beſtimmt werden. 9 72 i 


An baren Auslagen werden ferner erhoben: 
1. Poſtgebühren: 
a) für die auf Antrag erfolgende ÜUberſendung von Ausfertigungen und Abſchriften, 
b) für Ladungen von Zeugen und Sachverſtändigen, 
Telegraphengebühren und die im Fernverkehre zu entrichtenden Fernſprechgebühren; 
. die durch Einrückung einer Bekanntmachung in öffentliche Blätter entſtehenden Koſten; 
die an Zeugen und Sachverſtändige zu zahlenden Gebühren; 
. die bei Geſchäften außerhald der Gerichtsſtelle den Gerichtsbeamten zuſtehenden Tagegelder 
und Reiſekoſten ſowie die Koſten für die Bereitſtellung von Geſchäftsräumen; 
6. die an andere Behörden oder Beamte oder an Rechtsanwälte für deren Tätigkeit zu zahlenden 
Beträge; 
7. die Koſten eines Transports von Perſonen, Tieren und Sachen ſowie der Berwahrung von 
Sachen und der Verwahrung und Fütterung von Tieren; 
8. die Haftkoſten nach Maßgabe der für die Strafhaft geltenden landesgeſetzlichen Vorſchriften. 
5 § 73. 
Für die von Amts wegen bewirkten Zuſtellungen werden unbeſchadet der Vorſchrift im § 72 
Nr. 1 b nur diejenigen baren Auslagen erhoben, welche durch die Zuſtellung im Ausland oder bei der 
öffentlichen Zuſtellung durch Bekanntmachung in öffentlichen Blättern entſtehen. 
Wird ein Zeuge oder Sachverſtändiger ohne Inanſpruchnahme der Poſt geladen, ſo wird als 
Auslagen der Betrag der Poſtgebühren erhoben, der entſtanden fein würde, wenn durch die Poſt zus 


geſtellt worden wäre. Sechſter Abſchnitt. 
Koſtenzahlung und Koſtenvorſchuß. 

§ 74. i 
In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und im Konkursverfahren wird die Gebühr mit Stellung 
des Antrags fällig, durch den das Verfahren bedingt iſt; ſoweit die Gebühr eine Entſcheidung oder ſonſtige 
gerichtliche Handlung vorausgeſetzt, wird ſie mit dieſer fällig. 


= 2 1 


| 


— 


Der Termin zur mündlichen Verhandlung ſoll auf Grund der Klage erſt nach Zahlung der 
erforderten Prozeßgebühr beſtimmt werden. Das gleiche gilt im Mahnverfahren bei dem Antrag des 
Gläubigers auf Beſtimmung eines Termins zur mündlichen Verhandlung nach Erhebung des Widerſpruchs 

oder nach Erlaß eines Vollſtreckungsbefehls unter Vorbehalt der Ausführung der Rechte des Beklagten. 

5 Im Falle der Erweiterung des Klageantrags ſoll vor Zahlung der erforderten Prozeßgebühr keine gericht 

| liche Handlung vorgenommen werden. Iſt im Falle der Erhebung einer Widerklage für dieſe gemäß 
§ 13 eine beſondere Gebühr zu erheben, jo ſoll vor Zahlung der für die Widerklage zu erhebende Prozeß⸗ 
gebühr über die Widerklage nicht verhandelt werden. 

Der Zahlungsbefehl ſoll erſt nach Zahlung der im 831 Abſ. 1 beſtimmten Gebühr erlaſſen werden. 

Die Vorſchriften der Abſ. 2, 3 finden keine Anwendung, ſoweit dem Kläger oder Antragſteller 
das Armenrecht bewilligt iſt oder wenn ihm Gebührenfreiheit zuſteht, ferner wenn der zum Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten beſtellte Rechtsanwalt bei Einreichung der Klage (des Zahlungsbefehls) erklärt, daß er einen 
zur Deckung der Prozeßgebühr (Mahngebühr) ausreichenden Betrag hinter ſich habe. Das Gleiche gilt, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß eine Verzögerung dem Kläger oder Antragſteller einen nicht oder 
nur ſchwer zu erſetzenden Schaden bringen würde. 

. § 75. 

Im übrigen werden die Gebühren ſowie die Auslagen fällig, ſobald eine unbedingte Entſcheidung 
über die Koſten ergangen iſt oder das Verfahren oder die Inſtanz durch Vergleich, Zurücknahme oder 
anderweitige Erledigung beendigt iſt. 

In Straſſachen werden die Gebühren und Auslagen, die dem verurteilten Beſchuldigten zur Laſt 

2 fallen, erſt mit der Rechtskraft des Urteils fällig. 
5 8 76. 
f Die Schreibgebühren ſowie die Poſtgebühren für die auf Antrag erfolgenden Überſendung von 
Ausfertigungen und Abſchriften werden ſofort nach Aushändigung oder Abſendung der Schriftſtücke fällig. 
Die Anfertigung kann von der vorherigen Zahlung eines die Koſten deckenden Betrags abhängig 


6 gemacht werden. 
§ 77. 


In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten iſt Schuldner der Gebühren und en derjenige, der das 


Verfahren der Inſtanz beantragt hat. 8 78 


Im Konkursverfahren iſt Schuldner der in den 88 4, 48 Abf. 2 beſtimmten Gebühren, ſowie 
im Falle der Abweiſung oder Zurücknahme des Antrags auf Eröffnung oder Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens auch der in dem Verfahren entſtandenen Auslagen der Anivogaler, im übrigen der Gemeinſchuldner. 


§ 70. 
Schuldner der Gebühren und Auslagen iſt ferner derjenige, dem durch eine RN gerichtliche 
Entſcheidung die Koſten des Verfahrens auferlegt find, oder der fie durch eine vor dem Gericht abgegebene 
oder ihm mitgeteilte Erklärung übernommen hat. 
8 8 80. 
Schuldner der Schreibgebühren ſowie der Poſtgebühren für die auf Antrag erfolgende Tiber- 
ſendung von Ausfertigungen und Abſchriften iſt der Antragſteller oder die Partei, die es unterlaſſen 
hat, einem von Amts wegen zuzuftellenden Schriftſatz die erforderliche Zahl von Abſchriften beate 
| Sa: - 8 
Die durch gerichtliche Entſcheidung begründete Verpflichtung zur Zahlung von Gebühren und 


Auslagen erliſcht, ſoweit die Entſcheidung aufgehoben oder abgeändert wird. 
Bereits gezahlte Beträge werden, ſoweit der Koſtenanſatz beſtehen bleibt, nicht zurückgezahlt. 
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a Mehrere Koſtenſchuldner haften als Geſamtſchuldner. 
SE Soweit einer Partei die Koſten durch gerichtliche Entſcheidung auferlegt oder von ihr durch eine 


3 = vor dem Gericht abgegebene oder ihm mitgeteilte Erklärung übernommen find, ſoll die Haftung der 
1 anderen Partei nur geltend gemacht werden, wenn eine Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Ver— 
$ 5 mögen der erſteren erfolglos geblieben iſt oder ausſichtslos erſcheint. 

5 8 83 


5 In Strafſachen hat der Privatkläger oder derjenige, der als Privatkläger oder Nebentläger eine 
= Berufung oder eine Reviſion einlegt oder eine Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt, einen Gebühren- 
vorſchuß in Höhe der halben im § 60 Abſ. 1 beſtimmten Gebühr für die Inſtanz zu zahlen. Der 8 64 


5 findet entſprechende Anwendung. Der ne iſt zur Zahlung eines e nicht 

er. verpflichtet. 

Be Der gleiche Gebührenvorſchuß iſt im Falle des § 67 zu zahlen. 

EL: Sofern nicht dem Privatkläger das Armenrecht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, ſoll 

a auf Grund der erhobenen Privatklage vor Zahlung des Gebührenvorſchuſſes keine gerichtliche Handlung 

vorgenommen werden, es ſei denn, daß glaubhaft gemacht wird, daß die Verzögerung dem Privatkläger 

Er einen nicht oder nur ſchwer zu erſetzenden Nachteil bringen würde. 

3 8 84. 

8 Bei jedem Antrag auf Vornahme einer Handlung, mit der bare Auslagen verbunden ſind, hat 

ER der Antragiteller einen zu ihrer Deckung ausreichenden Vorſchuß zu zahlen. Das Gericht kann die 

Er Vornahme der Handlung von der vorherigen Zahlung des Vorſchuſſes abhängig machen. 

* Dieſe Vorſchußpflicht beſteht in Strafſachen nur für den Privatkläger, den Widerkläger ſowie 

1 für den Nebenkläger, der 3 oder Reviſiou eingelegt hat. 

2 8 85. 

Be: Ausländer, die als Kläger auftreten, haben unbeſchadet der Verpflichtung zur Zahlung der 

Br; Prozeßgebühr in erſter Inſtanz ſowie in der Berufungsinſtanz einen Vorſchuß in Höhe der doppelten 

EI Gebühr, in der Reviſionsinſtanz einen ſolchen in Höhe der einfachen Gebühr zu leiſten. 
* N Verpflichtung tritt nicht ein: 
BE x 1. wenn in dem Staate, dem der Kläger angehört, ein Danziger im gleichen Falle in Bezug 

8 { auf Vorauszahlung oder Sicherſtellung der Gerichtskoſten einem Inländer gleichgeſtellt ift; 

1 2. bei Klagen im Urkunden- und Wechſelprozeſſe; 

. 3. bei Widerklagen; 3 

TA 4. bei Klagen, die infolge einer öffentlichen Aufforderung erhoben werden; 

Be: 5. bei Klagen aus Rechten, die im Grundbuch eingetragen find; 

5 6. wenn dem Kläger das Armenrecht bewilligt iſt. 

. Die Verpflichtung beſteht auch dann, wenn im Laufe des Rechtsſtreits der Kläger die Eigen— 

Be: ſchaft eines Danziger verliert oder die Vorausſetzung, unter welcher der Kläger von der Verpflichtung 

befreit war, wegfällt. 4 

Bin Unter den gleichen Vorausſetzungen hat ein Ausländer, der einen Arreſt oder eine einſtweilige 

= Verfügung beantragt, der als Privatkläger auftritt oder als Nebenkläger Berufung oder Reviſion einlegt, 
Br. den doppelten Gebührenvorſchuß (§8 32, 83) zu zahlen. 8 
u Vor Zahlung des gemäß Abſ. 1, 3, 4 zu erhebenden Vorſchuſſes ſoll der Ausländer zur Ver- 4 
* handlung nicht zugelaſſen werden, ſofern nicht glaubhaft gemacht wird, daß die Verzögerung dem Aus- 
* länder einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen würde. 

. N Die Verpflichtung zur Zahlung der vorzuſchießenden Beträge bleibt beſtehen, auch wenn die 


3 Koſten des Verfahrens einem anderen auferlegt oder von einem anderen übernommen find. Die 
4 Vorſchrift des 8 82 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. \ 


—— — LE RLEGELLZE DE 


8 87. f f 
Beſteht eine Partei aus mehreren Perſonen, ſo haften ſie in Ermangelung einer gerichtlichen 
Entſcheidung über die Koſtenverteilung als Geſamtſchuldner. 
8 88. 

Durch die 88 74 bis 87 wird eine nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes oder den Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung § 100 Abſ. 4, $ 788, der Konkursordnung 8s 57 bis 60, 142 oder der Straf— 
prozeßordnung § 498 Abſ. 2, § 503 Ab. 4, 8 504 begründete Verpflichtung zur Zahlung entſtandener 
Gebühren und Auslagen nicht berührt. Ss 80 


Der Senat kann anordnen, daß die Entrichtung von Koſten durch Marken zu erfolgen hat. 


Siebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
— § 90. 

Soweit Koſten des Verfahrens einem Beteiligten, welchem Gebührenfreiheit zuſteht (88 8, 118 
des preuß. Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 — Gef. Bl. 
S. 392 —) auferlegt werden oder von einem ſolchen Beteiligten übernommen werden, find Gebühren 
überhaupt nicht zu erheben und erhobene zurückzuzahlen. 

8 91. 

Die Behörden haben einander zum Zwecke der Einziehung von Gebühren und Auslagen nach 

näherer Beſtimmung der vom Senat zu erlaſſenden Anweiſung Beiſtand zu leiſten. 


3 Deutſche Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher 
in der für Danzig geltenden Faſſung. 

z 81. 

In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche die Zivilprozeßordnung, 
die Strafprozeßordnung oder die Konkursordnung Anwendung findet, werden Gebühren und Auslagen 
des Gerichtsvollziehers nur nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen erhoben. 

. 9 2. 

Die Gebühr für eine Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt (Zivilprozeßordnung $ 175), für das 
an die Poſt gerichtete Erſuchen um Bewirkung einer Zuſtellung (Zivilprozeßordnung $ 194) ſowie für 
die im Auftrag eines Anwalts an den Gegenanwalt bewirkte Zuſtellung beträgt 60 Mark. 

Stellt der Gerichtsvollzieher perſönlich ohne Inanſpruchnahme der Poſt zu, ſo erhöht ſich die 
Gebühr um den Betrag der Poſtgebühren, der entſtanden ſein würde, wenn durch die Poſt zugeſtellt 
worden wäre. 

Iſt mit der Zuſtellung eine Aufforderung gemäß § 840 der Zivilprozeßordnung oder bei der 
Ladung von Zeugen oder Sachverſtändigen das Darbieten einer Entſchädigung (Strafprozeßordnung 
$ 219 Abſ. 2) verbunden, oder iſt dem Empfänger zugleich mit der Zuſtellung eine Urkunde vorzulegen, 
ſo erhöht ſich die Gebühr um weitere 30 Mark. 5 

Ift die verſuchte perſönliche Zuſtellung ohne Erfolg geblieben, weil die Wohnung des 
Empfängers nicht zu ermitteln war, ſo erhält der Gerichtsvollzieher die Hälfte der Gebühr. N 

Für die Beglaubigung eines ihm zum Zwecke der Zuſtellung übergebenen Schriftſtücks erhält 
der Gerichtsvollzieher außerdem eine Gebühr von 10 Mark für die Seite. Eine angefangene Seite wird 
als voll berechnet. - 

Wird der Zuſtellungsauftrag vor feiner Erledigung zurückgenommen, jo erhält der Gerichts- 
vollzieher unbeſchadet der Gebühr für eine bereits vorgenommene Beglaubigung 20 Mark. 

Die Zuſtellung an den Zuſtellungs bevollmächtigten mehrerer Beteiligter (Zivilprozeßordnung 
$ 189 Abſ. 2) gilt als eine Zuſtellung. d 


8 3. 

ae Die Gebühr für die Pfändung von beweglichen körperlichen S (ginilprozekorbinuing $$ 808, 
800), von Früchten, welche von dem Boden noch nicht getrennt ſind (Zivilprozeßordnung 8 810), ſowie 
von Forderungen aus Wechſeln oder anderen Papieren, welche durch Indoſſament übertragen werden 
können (Zivilprozeßordnung § 831), beträgt nach der Höhe der beizutreibenden Forderung: 

bei einem Betrage bis 6000 Mark einſchl. 200 Mark f 

** 7 " * 12 000 * 1 300 

** " * " 20 000 i 17 400 . 

Die weiteren Wertklaſſen ſteigen bis zu 400 000 Mark einſchließlich um je 10000 Mark und die 
Gebühren um je 60 Mark; darüber hinaus ſteigen die Wertklaſſen um je 20000 Mark und die Gebühren 
um je 80 Mark. 

Erfolgt die Pfändung zur Vollziehung eines Arreſtes, jo iſt der in dem Arreſtbefehle nach $ 923 
der Zivilprozeßordnung feſtgeſtellte Geldbetrag maßgebend. Bei der Pfändung eines im Schiffsregiſter 
eingetragenen Schiffes (Zivilprozeßordnung § 931) iſt der Mindeſtbetrag der Gebühr 2500 Mark. 

Nimmt die Pfändung mehr als eine Stunde in Anſpruch, ſo erhöht ſich die 8 für jede 
angefangene weitere Stunde um die Hälfte, jedoch höchſtens um je 1000 Mark. 

Iſt eine verfuchte Pfändung ohne Erfolg geblieben, weil nach Inhalt des Protokolls pfändbare 
Gegenſtände nicht vorhanden waren oder die Pfändung nach 8 803 Abſ. 2, § 812 der Zivilprozeßordnung 
zu unterbleiben hatte, jo erhält der Gerichtsvollzieher die Hälfte der Gebühr. 


84. 
Für die Übernahme beweglicher Sachen zum Zwecke der Verwertung in de Fällen der 88 7907 
847, 854 der Zivilprozeßordnung ſowie im Falle des Ausſcheidens des Gerichts svollziehers, welcher die 
Pfändung vorgenommen hat, erhält der Gerichtsvollzieher die Hälfte der im 8 3 beſtimmten Gebühr. 


8 5. 

Werden Pfandſtücke, die im Gewahrſam des Schuldners belaſſen ſind, zum Zwecke der Ver— 
ſteigerung oder aus einem anderen Grunde aus dem ER des Schuldners entfernt, fo erhält der 
Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 400 Mark. j 

Nimmt das Geſchäft mehr als eine Stunde in Anſpruch, jo erhöht ſich die Gebühr für jede 


* 


angefangene weitere Stunde um den gleichen Betrag. 


8 6. 

Wird der Vollſtreckungsauftrag zurückgenommen, ehe ſich der Gerichtsvollzieher zwecks Vornahme 
der in den SS 3, 4 bezeichneten Handlungen an Ort und Stelle begeben hat, jo erhält er ein Viertel 
der Gebühr. 

Hat eine Vollſtreckungshandlung der in den SS 3, 4, 5 bezeichneten Art, nachdem ſich der 
Gerichtsvollzieher an Ort und Stelle begeben hat, infolge Zurücknahme des Auftrags, infolge Leiſtung 
an den Gerichtsvollzieher oder zufolge der Vorſchrift des § 775 der Zivilprozeßordnung oder, weil im 
Falle des 8 5 die Pfandſtücke nicht mehr vorgefunden wurden, nicht ſtattgefunden, jo erhält der 
Gerichtsvollzieher die Hälfte der Gebühr. Das gleiche gilt, wenn die Vollſtreckungshandlung deshalb 
unterblieben iſt, weil die Wohnung des Schuldners oder des Dritten, bei dem die Vollſtreckungs⸗ 
handlung erfolgen ſollte, nicht zu ermitteln war oder weil ſich der Dritte zur Herausgabe nicht bereit 
erklärt hat. ; 

Betreffen die in Abſ. 1, 2 bezeichneten Vorausſetzungen Teile der beizutreibenden Forderung, 
ſo ſind die Gebühren von jedem Teile beſonders zu berechnen. Es darf jedoch nicht mehr erhoben 
werden, als wenn die Gebühr von dem Geſamtbetrage der Brenn unter Bugemnbelegung der 
höchſten zum Anſatz kommenden Gebühr erhoben würde. 
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— i i 
Für die Verſteigerung oder den Verkauf aus freier Hand von beweglichen Sachen, Früchten, 

die von dem Boden noch nicht getrennt ſind, Forderungen oder anderen Vermögensrechten erhält der 

Gerichtsvollzieher ö 


von dem Betrage des erzielten Erlöſes bis zu 5000 Mark 10 vom Hundert, 
von dem Betrage über 5000 Mark bis zu 20000 Mark 5 vom Hundert, 
von dem Betrage über 20 000 Mark bis zu 100 000 Mark 3 vom Hundert, 
von dem Betrage über 100 000 Mark bis zu 300 000 Mark 2 vom Hundert, 
von dem Betrage über 300 000 Markt 1 vom Hundert, 


jedoch nicht unter 200 Mark. 

Iſt ein zum Zuſchlag führendes Gebot nicht abgegeben, ſo beträgt die Gebühr 200 Mark. 

Iſt die Verſteigerung oder der Verkauf, nachdem ſich der Gerichtsvollzieher an Ort und Stelle 
begeben hat, infolge Zurücknahme des Vollſtreckungsauftrags, auf Antrag des Gläubigers, infolge 
Leiſtung an den Gerichtsvollzieher oder zufolge der Vorſchrift des $ 775 der Zivilprozeßordnung oder, 
weil die Pfandſtücke nicht mehr vorhanden waren, unterblieben, ſo beträgt die Gebühr 200 Mark. 

Hat der Verſteigerungstermin auf Anteng des Gläubigers oder zufolge der Vorſchrift des 
5 775 der Zivilprozeßordnung nicht ſtattgefunden, oder iſt der Verſteigerungstermin infolge ungenügender 
Gebote erfolglos geblieben, ſo erhält der Gerichtsvollzieher für die Anberaumung eines neuen Ver⸗ 
ſteigerungstermins eine Gebühr von 100 Mark. 

f 88, 

Der Gerichtsvollzieher erhält für die Wegnahme beweglicher Sachen einſchließlich der Übergabe 
derſelben (Zivilprozeßordnung $ 883) eine Gebühr von 400 Mark. Die Gebühr wird auch dann 
erhoben, wenn der Schuldner an den zur Vornahme der Vollſtreckungshandlung erſchienenen Gerichts- 
vollzieher freiwillig leiſtet. 

Nimmt das Geſchäft mehr als eine Stunde in Anſpruch, ſo erhöht ſich die Gebühr für jede 
angefangene weitere Stunde um den gleichen Betrag. 

Iſt eine verſuchte Wegnahme ohne Erfolg geblieben, weil nach Inhalt des Protokolls die 
herauszugebenden Sachen nicht aufzufinden waren, jo erhält der Gerichisvollzieher die Hälfte der Gebühr- 


§ 9. 
Die Vorſchriften des § 8 finden auf die Wegnahme einer Perſon mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß die doppelten Gebührenſätze erhoben werden. 


10. 

Der Gerichtsvollzieher erhält 8 

1. für die Entſetzung aus dem Beſitz unbeweglicher Sachen oder bewohnter Schiffe und die 
Einweiſung in denſelben (Zivilprozeßordnung § 885), 

2. im Falle der Zuziehung zur Beſeitigung des Widerſtandes des Schuldners gegen die 
Vornahme einer Handlung (Zivilprozeßordnung § 892) eine Gebühr von 400 Mark für jede 
angefangene Stunde von dem Erſcheinen an Ort und Stelle bis zur Beendigung ſeiner Tätigkeit. 

In die Dauer der unter Nr. 1 erwähnten Vollſtreckungshandlungen iſt auch die Zeit ein⸗ 

zurechnen, welche der Gerichtsvollzieher zu verwenden hat, um bewegliche Sachen, welche nicht Gegen- 
ſtand der Zwangsvollſtreckung find, wegzuſchaffen, zu übergeben oder in Verwahrung zu bringen. 


* . 
Wird der Vollſtreckungsauftrag zurückgenommen, ehe ſich der Gerichtsvollzieher zwecks Vornahme 
der in den 88 8, 9, 10 bezeichneten Handlungen an Ort und Stelle begeben hat, jo erhält er eine 
Gebühr von 100 Mark. | 


684 

Iſt die Vollſtreckungshandlung, nach dem ſich der Gerichtsvollzieher an Ort und Stelle begeben 
E- hat, infolge Zurücknahme des Auftrags, zufolge der Vorſchrift des § 775 der Zivilprozeßordnung oder 
Sa deshalb unterblieben, weil die Wohnung des Schuldners oder der Ort, an dem die Handlung vorzu- 

Er nehmen war, nicht zu ermitteln war, ſo erhällt der Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 200 Mark. 

Ri 9 12. 

Der Gerichtsvollzieher erhält für die Verhaftung einer Perſon, einſchließlich der en 
Be derſelben zur Haft, und für die zwangsweiſe Vorführung einer Perſon eine Gebühr von 1000 Mark, 
Er. für die Nachverhaftung einer bereits verhafteten Perſon 200 Mark. 

Konnte eine unternommene Verhaftung nicht ausgeführt werden, weil nach Inhalt des Protokolls 
ſich bei derſelben das Vorhandenſein eines der in den SS 904, 906 der Zivilprozeßordnung aufgeführten 
Gründe herausgeſtellt hat, ſo erhält der Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 400 Mark. 

5 Die Vorſchriften im 8 6 Abſ. 1, 2 gelten mit der Maßgabe entſprechend, daß im Falle des 
Hbf. 1 dieſer Vorſchrift eine Gebühr von 200 Mark und im Falle des Abſ. 2 eine Gebühr von 400 Mark 
erhoben wird. 
§ 13. 

Leiſtet der Schuldner oder für ihn ein Dritter an den Gerichtsvollzieher eine Zahlung, ſo beträgt 
die Gebühr, unbeſchadet einer weiteren Gebühr gemäß § 6 Abſ. 2, § 7 Abf. 3 oder 8 12 Abſ. 3 i 

1 Mark für jedes angefangene Hundert des Betrags bis zu 10000 Mark, jedoch nicht 

unter 50 Mark, 
50 Pfennig für jedes angefangene Hundert des weiteren Betrags bis zu 100 000 Mark, 
25 Pfennig für jedes angeſangene Hundert des Mehrbetrags. 


8 14. 
5 Die in den 88 3 bis 13 beſtimmten Gebühren umfaſſen die geſamte Tätigkeit des Gerichts- 
ee vollziehers bei der Zwangsvollſtreckung, insbeſondere 
ns 1. die Nachſuchung der Unterftügung der polizeilichen Vollzugsorgane und die Zuziehung der 
= Zeugen und Sachverſtändigen, (Zivilprozeßordnung §s 758, 759, 813, 814); 
Be 2.̃. die zu den Vollſtreckungshandlungen en Wangen Aufforderungen, Zuſtellungen 
Ben. ar und Poſtſendungen; 
3 3. die Umſchreibung eines auf den Namen luutenden Wertpapiers auf den Namen des Käufers 
1 und die Wiederinkursſetzung eines gepfändeten Inhaberpapiers (Zivilprozeßordnung 88 822, 823); 
Be, 4. die Annahme und Quittierung, Ablieferung oder Hinterlegung der ſchuldigen Leiſtungen ſowie 
3 des gepfändeten oder erlöſten Geldes und die Zurückgabe gepfändeter Gegenſtände; 
a 5. die Bekanntmachung der Verſteigerung. 


* § 15. 
* Wird eine Zuſtellung oder eine Vollſtreckungshandlung auf Antrag zur Nachtzeit oder an einem 
Sonn- oder Feiertage vorgenommen oder verſucht, jo wird die doppelte Gebühr erhoben. 
8 16. 
An baren Auslagen werden dem Gerichtsvollzieher vergütet: 
1. die Schreibgebühren; 
2. die Poſt⸗, Telegraphen- und Fernſprechgebühren ſowie die Koſten für Poſtvordrucke; 
3. die durch öffentliche Bekanntmachungen, insbeſondere durch Einrückung in öffentliche Blätter 
entſtandenen Koſten; N 
4. die an Zeugen und Sachverſtändige zu zahlenden Beträge; 
5. die Entſchädigung der zum Offnen von Türen und Behältniſſen ſowie zur Durchſuchung 
weiblicher Schuldner zugezogenen Perſonen; 
6. die für Umſchreibung eines auf Namen lautenden Wertpapiers 125 für Wiederinkursſetzung 
eines Inhaberpapiers zu zahlenden Beträge; 8 


7. die Koſten eines Transports von Perſonen oder Sachen, die Koſten der Verwahrung und 8 
Beaufſichtigung von Gegenſtänden, die Koſten der Aberntung von ne ſowie der Erhaltung a 


von Tieren; 25 en 
8. die Reiſekoſten; * Ri 
9. die für Auskünfte über die Wohnung von Beteiligten an polizeiliche Meldeſtellen zu Be: 
zahlenden Beträge. 1 
8 17. 
Schreibgebühren werden dem Gerichtsvollzieher nach Maßgabe des 8 80 des. Geristtetengefge 


vergütet: 

1. für alle nach geſetzlicher Vorſchrift oder auf Antrag erteilten Abſchriften der von demſelben 
aufgenommenen Urkunden und Protokolle, mit Ausnahme der nach geſetzlicher Vorſchrift zu 
erteilenden Abſchrift der Zuſtellungsurkunde; im Falle des $ 2 Abſ. 7 wird ihm jedoch für 
jede Abſchrift der Zuſtellungsurkunde die Schreibgebühr vergütet; 

2. für die bei einer Hinterlegung zu erſtattende Anzeige an das Volſtredungsgericht (Zivil 
prozeßordnung $$ 827, 854); 

3. für die Aufnahme der von dem Drittſchuldner nach Zuſtellung eines Pfündangzgeschtune 
abgegebenen Erklärungen (Zivilprozeßordnung § 840); 

4. für die vor der Verhaftung erforderliche Anzeige an die vorgeſetzte Dienſtbehörde des zu 
Verhaftenden (Zivilprozeßordnung $ 910). 

8 18. 
Den zu einer Vollſtreckungshandlung in Gemäßheit des § 759 der Ae ee zu⸗ 
gezogenen Zeugen iſt auf Verlangen eine angemeſſene Entſchädigung für Zeitverſäumnis zu zahlen. 
8 19. 

Dem in den Fällen der 8$ 813, 814 der Zivilprozeßordnung zugezogenen Sachverſtändigen kann es 

eine Vergütung nach dem ortsüblichen Preiſe einer ſolchen Leiſtung gewährt werden. Re 

Muß der Gerichtsvollzieher behufs Vornahme einer Amtshandlung außerhalb feines dienſtlichen 3 

Wohnſitzes einen Weg bis zur Entfernung von mehr als 2 Kilometer zurücklegen, ſo erhält er an Reiſe⸗ 
koſten für jedes angefangene Kilometer des Hinwegs und des Rückwegs eine Entſchädigung in Höhe des 
doppelten Betrages des Einheitsſatzes des für die Freie Stadt Danzig geltenden Fernbahntarifs für das 
Kilometer in der dritten Wagenklaſſe. Zu dieſen Reiſekoſten erhält der Gerichtsvollzieher einen Zuſchlag 
von 25 vom Hundert, wenn er zur Ausführung der Dienſtreiſe die Kleinbahn benutzt hat und die 
Benutzung der Kleinbahn zweckdienlich war. 5 
Nimmt der Gerichtsvollzieher mehrere Geſchäfte auf derſelben Reiſe vor, fo erhält er für jedes er 
derſelben die volle, nach der Entfernung des Ortes von feinem Amtsfig zu berechnende Entſchädigung; 1 
dabei gelten jedoch mehrere Geſchäfte, welche für denſelben Auftraggeber an demſelben Orte vorgenommen = 
werden und welche ſich auf dieſelbe Rechtsangelegenheit beziehen, als ein Geſchäft. N 
Für einzelne Ortſchaften kann durch den Senat beſtimmt werden, daß dem Gerichtsvollzieher 9 
die Fuhrkoſten, welche er behufs Vornahme einer Amtshandlung innerhalb dieſer Ortſchaften infolge re 
außergewöhnlicher Umſtände beſonders aufzuwenden genötigt war, als Reiſekoſten zu erſtatten find. 2 2 


8 21. 
Der Gerichtsvollzieher kann die Übernahme eines Geſchäfts von der Zahlung eines zur Deckung Br 
der baren Auslagen und des vermutlichen Betrags der Gebühren hinreichenden Vorſchuſſes abhängig a 
machen, ſofern nicht das Geſchäft von Amts wegen angeordnet oder für eine zum Armenrechte zugelafjene ER: . 
Perfon auszuführen ift. 9 22 9 


Schuldner der Gebühren und Auslagen des Gerichtsvollziehers iſt bei Geſchäften, welche von 3 3 
Amts wegen angeordnet werden, die Staatskaſſe, bei ſonſtigen Geſchäſten der Auftraggeber, E Be: 


x 


ER 686 
§ 23. 
Die Gelben ine Auslagen find, unbeſchadet der Biſtimmun des $ 788 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung, fällig, ſobald der Auftrag erledigt iſt. Der Gerichtsvollzieher iſt berechtigt, dieſelben von dem 
Auftraggeber durch Poſtnachnahme zu erheben. 


Im Falle der Bewilligung des Armenrechts werden dem für die arme Partei beſtellten Gerichts- 


vollzieher die baren Auslagen von der Staatskaſſe erſetzt, falls nicht dieſelben von 7 Erſatzpflichtigen 


beigetrieben werden können (Zivilprozeßordnung SS 124, 788). 
§ 25. 
Bei Erinnerungen gegen den Anſatz von Gebühren oder Auslagen des Gerichtsvollziehers findet, 
ſoweit nicht § 766 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung Platz greift, § 4 des Gerichtskoſtengeſetzes 3 
1 380 


Die Gerichtsvollzieher ſind verpflichtet, unter den Urſchriften und Abſchriften ihrer Akte eine 
Berechnung der Gebühren und Auslagen aufzuſtellen und bei Geſchäften, welche nach Verhältnis der 
verwendeten Zeit vergütet werden, in dem Protokolle die Dauer der letzteren anzugeben. Iſt die Zeit- 
angabe unterblieben, ſo darf nur die für die geringſte Zeitdauer beſtimmte Gebühr berechnet werden. 


echriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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